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Einleitung 
Die Spaltung Deutschlands, die Herauslösung Westdeutsch­

lands aus dem deutschen National- und Staatsverband ist 
ein e.rr~gender Abschnitt in der skrupellosen Marhtpolitik der 
VereInIgten Staaten und im Schuldbuch der deutschen Groß­
bourgeoisie. 

Es ist eine sehr ge wal t sam e Politik, die dem deutschen 
Volk die Spaltung aufgezwungen hat. Aber auch in der Be­
urteilung dieser Politik ist, was Lenin in seiner im April 1917 
veröffentlichten Arbeit "Briefe über Taktik" ausgesprochen 
hat, zu beachten: daß die Bourgeoisie "sich nie h t nur mit 
der Gewalt Ihält, sondern auch infolge der man gel n den 
Be w u ß t h e i t der Massen, ... ihrer Verschüchterung, ihrer 
Uno r g a n i 5 i e r t h e i t" (Werke, Bd.24, S.29). 

Je mehr das nationale Bewußtsein, das sich in der Deut­
schen Demokratischen Republik so kräftig entwickelt hat auch 
in Westdeutschland sich durchsetzt, je mehr man auch dort 
die Ursachen der deutschen Spaltung, ihre Urheber und die 
damit verfolgten Zwecke erkennt, desto eher wird die Zer­
reißung der Nation ihr Ende finden! Dann wird man nämlich 
auch dort begreifen, daß die Wiedervereinigung uns ange­
sichts des Charakters des amerikanischen und des westdeut­
schen Imperialismus nicht als Geschenk in den Schoß fallen 
wird, sondern vom deutschen Volk er k ä m pf t werden muß! 

In der Deutschen Demokratischen Republik führen wir 
diesen Kampf durch deutsche Aktivität in deutsmer Sache 
führen ihn durch den Aufbau des Sozialismus und die ökono~ 
mische Stärkung unserer Republik - der westdeutschen Be­
völkerung aber liegt die Aufgabe ob, das nationale Schicksal 
wieder in die eigenen Hände zu nehmen. 

"Der Abschluß eines Friedensvertrages mit der Regelung 
der WestberZin-Frage und die Bildung einer Konföaeration 
der beiden deutschen Staaten - das ist der sichere und 
schmerzlosere Weg zur Lösung der nationalen Frage des deut­
schen Volkes."I) 

* Es ist ein langer Weg, der von dem ersten Signal zum Kalten 
Krieg, den provozierenden Reden Churchills in Fulton und des 
amerikanischen Außenministers Byrnes in Stuttgart in den 
Sommermonaten des J ahres 1946, von der ersten Abwen-dung 
der Westmächte vom Potsdamer Abkommen diesem Funda­
ment für ein friedliches und demokratisches Deutschland zum 
Bruch dieses Abkommens und 1949 zur KonstitJuierung des 
westdeutschen Separatstaates und am 8. Mai 1955 zur Ein­
gliederung der Bundesrepublik in die aggressive NATO­
Allianz geführt hat. Es ist der Weg vom Separatismus in die 
Integration. 

I} Aus dem Dokument des Nationalrats 

Aber es gab in dieser Zeit nicht nur die ständige Entrech­
tung der deutschen Nation auf dem Westteil ihres Territoriums, 
den unentwegten Verrat Deutschlands durch seine Monopol­
kapitalisten, Hitlergenerale und den politischen Klerikalismus, 
_ sondern auch eine entschiedene nationale 
Gegenwehr, gipfelnd in der Volkskongreß­
bewegung und in der Bildung der Deutschen 
Demokrati schen Republik am 7. Oktober 1949. 

Unserer Republik hat, wie es das Dokument des Nationalrats 
der Nationalen Front des demokratischen Deutschland "Die ge­
schichtliche Aufgabe der DDR und die Zukunft Deutschlands" 
hervorhebt, die Geschichte den Auftrag erteilt, da für zu 
sorgen, daß niemals wieder von deutschem 
B od en ei n K ri e gau s ,g e h t. Um dieses Zieles willen 
haben sich unsere Bürger in der Nationalen Front zu verant­
wortungsbewußter Arbeit zusammengefunden - alle, unab­
hängig von ihren weltanschaupchen und parteilichen Bindun­
gen, einig in dem, worauf heute alles ankommt : den Frieden 
zu erhalten, die Geschicke der Nation zum Guten zu wenden 
und das ganze Deutschland zu neuer Blüte zu führen. 

Die besonderen Aufgaben, die uns als Christlich-Demokra­
tischer Union dabei obliegen, arbeitete der Hauptvorstand in 
seiner Tagung am 14. Mai 1962 im Pallas der Wartburg heraus, 
ausgehend davon, daß wir in diesem Dokument, wie es der 
Stellvertreter des Vorsitzenden des Staatsrats, Generalsekretär 
Gerald Götting, bereits in der 11. Tagung des Nationalrats aus­
geführt hat, den Schlüssel zu unserer Vergangenheit, den 
Spiegel der Gegenwart in Deutschland und den Kompaß für 
den Weg in die friedliche Zukunft der deutschen Nation be-
sitzen. . 



L 
Das Fundament des Friedens, der Demokratie 

und der Einheit 
Bündnispflichten über den Krieg hinaus 

Die Befreiung Deutschlands von der faschistischen Barbarei, 
die die Seelen vergiftet, die Menschen mißpraucht, sie in einem 
Umfange wie nie zuvor entwürdigt, Terror und organisierten 
Massenmord zum Staatsgrundsatz gemacht hatte, ist das Werk 
der A TI t i - Hit 1 e r - K 0 a 1 i t ion. Den K ern dieser 
Koalition bildeten die S t rei tk rä fte der S ow je t ­
uni 0 n. die, während das europäische Festland den Fa­
schisten erlegen war, im Dezember 1941 vor Moskau und dann 
Ende 1942 bis zum 2. Februar 1943 an der Wolga die Kriegs­
wende erzwungen haben. 

Wohl haben in Deutschland während der ganzen Dauer des 
"Dritten Reiches" tapfere einzelne und Gruppen, Marxisten 
wie Christen, unvergängliche Beispiele eines heroischen Wider­
standes gegeben. Wohl war es auch in dieser Nacht der deut­
schen Geschichte beherzten Kommunisten möglich, frei von 
Furcht und Bangigkeit, die Fäden eines festen, eines organi­
satorischen Zusammenhangs immer wieder .neu zu knüpfen. 

"Wenn du was hast, was sich lohn t,dann komm wieder", 
läß.t Anna Seghers in ihrem Buch "Das Siebte Kreuz" Dr. Kreß 
dem kommunistischen Arbeiter erwidern. Und gemeint damit 
war etwas, was, persönlich gesehen, gewiß nicht "lohnend" 
war, ~m Gegenteil verbunden mit Not und Tod, - dienend 
aber dem großen Werk der Befreiung vom Faschismus! Diese 
heroische Haltung schuf jene Atmosphäre, in der .einen Lager­
kommandanten wie Fahrenberg - "e r t r ä g I ich nur 
fü r Mi nut e n" - die Ahnung überfallen konnte, daß er 
mit all seinem Toben und Wüten nicht hinter einem einzelnen 
her war, sondern hinter einer unabschätzbaren Macht, während 
seine Opfer erkannten, "wie tief und furchtbar die äußeren 
Mächte in den Menschen hineingreifen können bis in sein 
Inneres", aber auch, "daß es im Innersten etwas gab, was un­
angreifbar war und unverletzbar".2) 

So halfen sie, "selber unterdrückt und verfolgt, nackt unter 
den Wölfen der Konzentrationslager", allen ihren Schicksals­
gefährten, legt~ sie das Fundament für eine Gemeinschaft 
über den Krieg und den Abwehrkampf hinaus. 

"Das Vermächtnis der antifaschistischen Widerstand.s­
lcämpfer, die ,für Deutschlands Zukunft ihr Leben hingegeben 
hatten, verpflichtete die demokratischen Kräfte zu einmütigem 
Zusammengehen bei der Bewältigung der neuen Aufgaben. 
Die erste und wichtigste Lehre der Gesddc.hte besagte also, daß 

2) Annn Seghers, Das Siebte Kreuz, S. Jn, 379 

die Einheit der demokratischen Kräfte als das entscheidende 
Unterpfand für Erfolge auf dem Wege in ein neues Leben 
unseres Volkes fest geschmiedet und um jeden Preis verteidigt 
werden mußte. «3) 

Aber auch das Bündnis der Anti-Hitler-Koalition war nicht 
nur eine Etappe auf dem Weg zur m i 1 i t ä I' i s ehe n Nieder­
ringung des Faschismus. Der Sieg, der gemeinsam errungen 
war, mußte auch gemeinsam gesichert und gemeinsam ge­
nutzt werden für die endgültige Bändigung aller antihuma­
nistischen Kräfte. Deutlich spiegelt sich dieser Sachverhalt in 
den Beratungen und BesChlüssen der Regierungschefs der So­
wjetunion, der Vereinigten Staaten und Großbritannien anläß­
lich ihrer Zusammenkünfte während des Krieges wider. 

So wurde auf der Konferenz der Außenminister 
der drei Großmächte, die in den Tagen vom 19. bis zum 30. Ok­
tober 1943 in M 0 s kau durchgeführt worden war"). eine 
Deklaration angenommen. in der es hieß: 

a) Die Verbündeten führen den Krieg so lange, bis der Gegner 
die Waffen niederlegt und bedingungSlos kapituliert; 

b) nach Beendigung des Krieges werden die 
Anstrengungen der Verbündeten auf die 
Erreichung des Friedens und der Sicher­
heit gerichtet sein; 

c) in nächster Zeit wird eine in t erna t ion ale 0 r g ani­
sation zur Gewährleistung des Friedens 
und der Si c her h e it geschaffen; 

d) in der Politik nach dem Kriege werden die Mächte ohne 
gegenseitige Konsultation keine militärischen Mittel zur 
Lösung von Streitfragen anwenden. 

Bestätigt und bekräftigt wurde diese Linie und damit die 
Festigung der Anti-Hitler-Koalition und die Zusammenarbeit 
nach dem Kriege durch die Beschlüsse der drei Regierungschefs 
auf der Konferenz in Te her an (28. November bis 1. Dezem­
ber 1943). 

Das Wissen um die Notwendigkeit einheitlicher, ge m ein­
sam er Anstrengungen im Dienste des Weltfriedens ist 
charakteristisch auch für die Dokumente, die von den Regie­
rungschefs während des Hitlerkrieges miteinander ausgetauscht 
wurden. Wiederholt und sehr nachdrücklich haben dabei nicht 
nur Franklin Delano Roosevelt, der Präsident der USA in den 
Schicksalsjahren zwischen 1932 und 1945, sondern auch sein 
Nachfolger Harry Truman, der dann bis zum Jahre 1952 an der 
Spitze der Vereinigten Staaten stand, einer der Hauptverant-

J) Entschließung des 10. Parteitages der CDU 
..c) Die Ge.sdlidlte der Sowjetunion 1917-1957, S.612 
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wortlichen für den Bruch des Potsdamer Abkommens, und 
selbst ein Mann wie Winston Churchill, zwischen 1940 und 1945 
Ministerpräsident Großbritanniens, ein eingefleischter Im­
perialist und Feind der kommunistischen Ordnung, die Not­
wendigkeit der Zusammenarbeit über den Krieg hinaus, unbe­
schadet der sozialen Struktur ihrer Länder, anerkannt. 

.,Natürlich muß es die erste Aufgabe sein, Deutschland und 
vor allem Preußen daran zu hindern, ein drittes Mal über uns 
herzufallen", 

so schrieb Churchill am 22. November 19415). "Die Tatsache, 
daß Rußland ein kommunistischer Staat ist und daß Groß­
britannien und die USA das nicht sind und es auch nicht zu 
werden beabsichtigen, ist kein Hindernis für uns, einen guten 
Plan zur Gewährleistung unserer gegenseitigen Sicherheit und 
unserer berechtigten Interessen aufzustellen." 

Und dieses Bekenntnis, mannigfach variiert, kehrt immer 
wieder. So schrieb Churchill am 7. März 1944: 

.,Alle meine Hoffnungen auf die Zukunft der Welt basieren 
auf der Freundschaft und Zusammenarbeit zwischen den west­
lichen Demokratien und Sow;etrußland"6), 

bis hin zu der Erkenntnis vom 28. April 1945: 

"Es ist ganz offensichtlich, daß ein StTeit die Welt in Stücke 
reißen würde und daß wir führenden Männer auf jeder Seite, 
die wir irgendwie damit zu tUn hätten, uns vor der Geschichte 
schämen müßten. Sogar der Beginn eineT langen Peri.ode der 
Verdächtigungen, der Beschuldigungen und Gegenbeschuldi­
gungen sowie gegensätzlicher Politik wäre eine Katastrophe, 
die die EntWicklung eines weltumspannenden Wohlstandes für 
die Massen, der nur durch unsere Einheit zu erreichen ist, ver­
hindern würde."7) 

Ähnliche Bekenntnisse - für die Sowjetunion selbstver­
ständliche Konsequenzen ihrer Haltung seit dem ersten Frie­
densdekret vom Oktober 1917 - könnten beliebig auch von 
den anderen Führern der Anti-Hitler-Koalition angeführt 
werden. So bewertete zum Beispiel Roosevelt die Konferenz in 
Teheran gerade deshalb als ein historisches Ereignis, "weil sie 
nicht nur unsere Fähigkeit, gemeinsam Krieg zu führen, be­
stätigt hat, sondern auch unsere Fähigkeit, in größter Har­
monie für den künftigen Frieden zu wirken"8}, und erhoffte 
als Frucht des gemeinsamen Zusammenwirkens "eine lange 
Periode des Friedens"9). 

5) Briefwechsel Stalins mit Churdtill, Attlee, Roosevelt und Truman, S. 44 
6) ebd., S. 260 
7) ebd., S. 423 
8) ehd., S. 590 
9) ebd., S. 654 
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So war, als der Krieg gegen Hitler mit der bedingungslosen 
Kapitulation der Nationalsozialisten endete, 

i n der i n te r n a t ion ale n Pol i t i k durch die Be­
schlüsse und Willensbekundungen der Anti-Hitler-Koalition, 
i n n e r haI b D eu t s chi a n d s durch die in den Wider­
standsgruppen und den Konzentrationslagern herangewach­
sene Einheitsfront der antifaschistisch-demokratischen Kräfte 
und die im Nationalkomitee "Freies Deutschland" vereinigten 
Patrioten, die den verbrecherischen Charakter des Hitler­
krieges erkannten und bereit waren, für die schnelle Beendi­
gung des Krieges und ein neues und besseres Deutschland zu 
kämpfen. - "Sie retteten die Ehre der deutschen Nation", sagt 
von ihnen das Dokument des Nationalrats - -

eine gute Vorarbeit geleistet worden, um 'ein festes Fundament 
für den Weltfrieden, die Entwicldung der Demokratie und die 
Erhaltung der nationalen Einheit in einer einigen Welt zu 
schaffen. Der Frieden der Völker hing damit 
von der Gültigkeit der Bündnisverpflich­
tun gen übe r den K r i e g hin aus ab . 

Das Potsdamer Abkommen als Grundlage einer konstruktiven 
Deutschland-Politik 

Am Anfang der deutschen Nachkriegsgeschichte steht rich,...­
'Dungweisend, geboren aus dem Geist der Anti-Hitler-Koalition 
und der gemeinsamen Verantwortung für den Frieden, das 
Potsdamer Abkommen, das Ergebnis der in den Tagen vom 
17. Juli bis zum 2. August 1945 im Scfiloß Cäcilienhof geführten 
Verhandlungen. Teilnehmer der Potsdamer Konferenz waren 
der sowjetische Staatschef Stalin, der Präsident der USA 
Harry Truman, der britische Ministerpräsident Winston Chur­
chili und nach der Wahlniederlageder Konservativen sein Nach­
folger element Attlee. Frankreich war in Potsdam nicht ver~ 
treten, trat jedoch später dem Abkommen bei. . 

Unter der überschrift .. Politische und wirtschaftliche Grund­
sätze, deren man sich bei der Behandlung Deutschlands in der 
Anfangsperiode der Kontrolle bedienen muß", enthielt das Ab­
kommen grundsätzliche Bestimmungen über die Neuregelung 
der deutschen Verhältnisse auf friedlicher und demokratischer 
Grundlage. 

Als Ziele der Besetzung wuroen im Politischen 
Teil des Potsdamer Abkommens v i erG run d sät z e auf­
gestellt. Zum Inhalt hatten diese Grundsätze 
I. di e v Ö 1I i 9 e Ab r Ü 5 t u n gun dEn t m i I i t a r i 5 i e ~ 
rung Deutschlands und die Ausschaltung der 
gesamten d e utschen Industrie, welche für eine 
Kriegsproduktion benutzt we rden kann, oder 
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der enD b e r w ach u n g, "u m d ami t für i m m erd e r 
Wiedergeburt oder Wiederaufrichtung des 
deutschen Militarismus und Nazismus vorzu· 
beugen" ; 

11. die Obernahme der Verantwortung für die Kriegsfolgen durch 
das deutsche Vo lk; 

111. die Vernichtung der NSDAP und ihrer Gliederungen und die 
Schaffung von Sicherheiten dofür, daß sie in keiner Form wieder· 
auferstehen können; "j e der n a z ist i s c h e nun d m i I i t 0 . 

r ist i s c h e n Be t ä t i gun g u n-d Pro p a gon d ais t vo r· 
zubeugen; 

IV. die endgültige Umgestaltung des deutschen 
politischen lebens ouf demokratischer Grund­
lag e und die Vorbereitung der friedlichen Mitarbeit Deutsch­
lands om internationalen leben.10) 

Die wir t s c h a f t 1 ich enGrundsätze des Potsdamer 
Abkommens betrafen die "Vernichtung der bestehenden über­
mäßigen Konzentration der Wirtschaftskraft, dargestellt ins­
besondere durch Kartelle, Syndikate, Truste und anderer 
Monopolvereinigungen, in der praktisch kürzesten Frist". 

Punkt 14 der wirtschaftlichen Grundsätzeu) bestimmte: 
"Während der Besatzungszeit ist Deutsch­
land als eine wirtschaftliche Einheit zu 
b e t r ach t e n. ce Zu diesem Zweck sollten gemeinsame Richt­
linien u. a. für Produktion, Transport und Verkehr, die Repa­
rationen sowie die Währung und .das Bankwesen aufgestellt 
werden. Für das Finanzwesen, das Transportwesen, den Ver­
kehr, den Außenhandel und die Industrie sollten zen t r ale 
d e u t s c h e Ver wal tun g s abt eil u n gen unter Lei­
tung von Staatssekretären gebildet werden. 

Im Rückblick auf das Potsdamer Abkommen schrieb 0 t t 0 
Nu 5 C h k e am 23. Januar 1949 im Leitartikel der "Neuen 
Zeit": "Als das Potsdamer Abkommen .dem deutschen Volke 
unterbreitet wurde, da schöpften die deutschen 
Menschen in Trümmern und Tr änen neue 
Hof f nun gen. Man sah den schmalen, dornigen und 
steinigen Pfad, der wieder nach aufwärts führen konnte.1< 

Die Bereitschaft, Lehren aus der Vergangenheit zu ziehen, 
war damals angesichts des von den Nationalsozialisten ver­
ursachten Vernichtungswerks weit verbreitet in Deutschland. 
So heißt es im G r ü nd u n g sau f ruf der Christlich-Demo­
kratischen Union vom 26. Juni 1945: 

"Erschüttert stehen wir an den Gräbern unserer Toten. Auf 
den Trümmern unserer Häuser. unserer Dörfer und Städte 
Dedenken wir in menschlicher und christlicher Verbundenheit 

10) Dokumente zur Deutsdliandpolitik. der Sowjetunion, B/ d. I , S. 2/3 
11) ebd .. S. 6 
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der gleichen Opfer der Völker um uns. Und wir geloben, alles 
biS" zum letzten auszutilgen. was dieses ungeheure Blutopfer 
und dieses namenlose Elend verschuldet hat. und nichts zu 
unterlassen, was die Menschheit künftig vor einer solchen 
Katastrop~e bewahrt. "12) 

Er füll t wird dieses Gelöbnis, wie es unser Parteivor­
sitzender August B ach am 5. Mai 1962 auf der Kreisdele­
giertenkonferenz in Neustrelitz ausgeführt hat, durch unsern 
Einsatz für den Sieg des Sozialismus in der DDR. 

Selbst in der West-CDU, so in den K ö I n e r Lei t sät zen, 
dem "Entwurf für ein vorläufiges Parteiprogramm" aus dem 
Juni 1945, fand man damals Formulierungen, die, wenn sie 
konsequent innegehalten worden wären, auch Westdeutschland 
in eine friedliche und demokratische Entwicklung geführt 
hätten. Offen wurde die Schuld des deutschen Militarismus 
und Imperialismus anerkannt: 

.. Mit dem Größenwahnsinn des Nationalsozialismus verband 
sich die ehrgeizige Herrschsucht des Militarismus und der 
großkapitaZistischen Rüstungsmagnaten. Am Ende stand der 
Krieg, der uns alle ins Verderben stürzte . .. Dar u m f 0 r t 
mit Diktatur un 'd Tyrannei. H erren­
menschentum und Militarismus . . . Ein freies 
Volk soll wiedererstehen, dessen Grundgesetz die Achtung der 
menschlichen Würde ist. Ein neu e s D e u t s chI a n d 
soll geschaffen werden, das auf Recht und 
Fri e den ge gründ e t ist. Unsere Jugend soll wieder 
lernen, daß nicht Macht. sondern Geist die Ehre 
Deutschlands vor der WeU ausmacht... Lüg e, Ver­
s tel 1 u n gun d Heu c hel e i, diese Pest des Hitleris­
mus. soll e n nie mal s wie der k ehr e n. "13) 

Mit dem Potsdamer Abkommen war l'!in Vertragswerk ent­
standen, das eine feste Grundlage für eine konstruktive 
Deutschlandpolitik bildete. Die führenden Mächte der Anti­
Hitler-Koalition hatten unter Erneuerung der während des 
zweiten Weltkriegs verlautbarten Beschlüsse und Willens­
bekundungen eine Reihe klar umschriebener Verpflichtungen 
übernommen, die die Wiedergeburt oder Wiederaufrichtung 
des deutschen Militarismus oder Nazismus verhindern sollten, 
so daß nunmehr auf demokratischer Grundlage ein neuer deut­
scher Staat entstehen konnte. 

Chronik westlicher Zerstückelungspläne 
Mit der Wahrung der deutschen Einheit durch das Pots­

damer Abkommen waren die ZersWckelungspläne, die Jahre 
hindurch von den Westmächten hartnäckig vertreten wurden 
in ihrer Re'!lisierung jedoch am sowjetischen Widerstand g~ 

12) Dokumente der CDU. ßd. I. S. 22 
13) Dr. Schwering. Die Entstehung der CDU, S.32-31 
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scheitert sind, zunächst gegenstandslos geworden. Diese Tei­
lungspläne waren vordem insbesondere von den Vereinigten 
Staaten und von Großbritannien propagiert worden. 

So legte R 0 0 s evel t auf der Konferenz in Te her a n 
am· 30. November 1943 einen Zerstückelungsplan vor, dessen 
Idee darin bestand, "das Reich in fünf große Staaten aufzu­
teilen: 1. Preußen, das verkleinert und kraftlos werden würde; 
2. Hannover und einen nordwestlichen Teil Deutschlands; 
3. Sachsen und das Gebiet von Leipzig; 4. Bayern, Baden und 
Württember,g; 5. Hessen-Darmstadt, Hessen-Kassel und ein 
Gebiet s!:idlich des Rheins". - Hamburg, der Kieler Kanal, das 
Ruhr,geblet und die Saar sollten runter eine Art internationaler 
Kontrolle gestellt werden.1'i) 

Noch ein Jahr später, im November 1944, bemühte sich 
C h ure h i li lbei Besprechurfgen in Moskau, an denen jedoch 
der Präsident und der Außenminister der USA nicht beteiligt 
waren, unter Assistenz von Mr. Eden das sowjetische Einver­
ständnis für eine Dreiteilung Deutschlands in einen norddeut­
schen, einen Weststaat und einen süddeutschen Staat mit Wien 
als Hauptstadt einzuholen. 

Selbst noch in Pot s d a m erschien der Präsident der Ver­
einigten Staaten T rum a n mit einem Plan für die Aufteilung 
Deutschlands in separate Staaten. 

Ein weiteres bekanntes Beispiel dieser Art ist der im Septem­
ber 1944 auf der Konferenz in Quebec (Kanada) von dem da­
maligen USA-Schatzsekretär Morgenthau vorgelegte soge­
nannte M 0 r gen t hau - P I an, der die Auf teilung Deutsch­
lands verbinden wollte mit der Vernichtung der deutschen 
Industrie überhaupt und der Umwandlung Deutschlands in ein 
reines Agrarland. 

11. 
Das Signal zum kalten Krieg 

Kehrlwendung des Westens in Fullon und SlulIgari 
Seinem Wesen nach war der überfall Deutschlands auf die 

Sowjetunion "der zweite Versuch der internationalen imperia­
listischen Reaktion nach der ausländischen militärischen Inter­

I vention und dem Bürgerkrieg, das Land des Sozialismus ge­
waltsam zu vernichten. Das faschistische Deutschland als die 
Hauptstoßkraft der Weltreaktion wollte die sozialistischen Er­
rungenschaften vernichten, die bürgerlich-gutsherrliche Ord­
nung wiederherstellen und den Völkern der UdSSR das 
schwere Joch ausländischer Unterdrücker auferlegen."15) 

Allerdings ist die EntWicklung zum Krieg in erheblichem 
Maße auch durch die Westmächte begünstigt worden, die der 
Aufrüstung Hitlers Vorschub leisteten. Bis zur Mitte der 

14) Albert Norden, Um die Nation, S. 120 
(5) Der deutsche Imperialismus und der lweile Weltkrieg , Bd. I, 5.49 
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dreißiger Jahre waren in der deutschen Wirtschaft 27 Milliar­
den Mark Auslandskapitalien angelegt, wobei von den lang­
fristigen Anleihen 70 Prozent auf das amerikanische Kapital 
entfielen. "Nur dank der ausländischen Kredite und Anleihen 
konnte Deutschland seine Schwer- und Kriegsindustrie in 
einem so schnellen Tempo entwickeln. "16) 

Als Folge des zweiten Weltkriegs, in den 80 Prozent der 
Erdbevölkerung hineingezogen wurden und 30 Millionen Sol­
daten sowie 24940000 Nichtkombattanten den Tod gefunden 
haben, erfuhren die Gegensätze innerhalb der kapitalistischen 
Staaten eine bedeutende Verschärfung, während die Werk­
tätigen mit gesteigertem Elan ihren nationalen und sozialen 
Befreiungskampf fortsetzten. "Die Volksmassen in den euro­
päischen Ländern kämpften um die Errichtung einer neuen 
Gesellschaftsordnung; und es ist natürlich kein Zufall, daß sich 
das kapitalistische Regime auf dem Kontinent nur in den 
am Kriege beteiligten europäischen Ländern halten konnte, die 
von Truppen der imperialistischen Siegermächte besetzt 
waren. Nur die Einmischung von außen, die Kraft der Bajonette 
retteten den europäischen Kapitalismus vor dem endgültigen 
Zusammenbruch. Und dennoch war die Nachkriegszeit eine 
Periode, in der die kapitalistische Herrschaft in vielen euro­
päischen Ländern zusammenbrach."17) 

Neue sozialökonomische Verhältnisse bildeten sich so in Ost­
deutschland auf der Grundlage der antifaschistisch-demokra­
tischen Ordnung heraus, ferner u. a. in Polen, in der Tschecho­
slowakei, in Ungarn, Bulgarien und Rumänien. Der So z i a -
I i s mus, der nach der Großen Sozialistischen Oktober­
revolution zunächst auf das Gebiet der UdSSR beschränkt 
blieb, wurde nunmehr zum W el t s y s t e m . 

Gleichzeitig ging das K 0 Ion i a 1 z e i tal t er, 1492 mit 
der Entdeckung Amerikas eingeleitet und übet Jahrhunderte 
hinweg mit der brutalen Ausbeutung der überseeischen Be­
sitzungen blutig fortgesetzt, zu Ende. Am 17. August 1945 schon 
bildete sich im Ergebnis des Kampfes der von den Kommu­
nisten geführten Volksfront d ie unabhängige Republik In­
don e sie n mit 82,3 Millionen Einwohnern auf 1,5 Millionen 
qkm und am 2. September 1945 auf dem Territorium der ehe­
maligen französischen Kolonie Indochina die Demokratische 
Republik Vi e t n a m (155000 qkm, 12 Millionen Einwohner). 

In dieser Situation gab Winston Churchill am 6. März 1946 
als Wortführer der parlamentarischen Opposition gegen die 
britische Labour-Regierung in seiner Rede in F u I ton (im 
nordamerikanischen Bundesstaat Missouri) das Signal zwn 
Kalten Krieg in Europa und gegen die Sowjetunion, dem 
wenige Monate später der bereits amtsmüde amerikanische 

16) ebd .• S. 38 
17) ebd., S. 248 , 
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Außenminister James F. Byrnes am 6. September iri Stuttgart 
beipflichtete. "Wa n der p red i ger ein e s d r i t t e n 
W e I t k r i e g s" wurden darob beide von dem damaligen 
sowjetischen Außenminister genannt. 

In seiner Rede in Fulton hatte Churchill besondere An­
strengungen zum Schutz des von niemandem bedrohten Europa 
sowie Maßnahmen zur "Erneuerung der Größe Europas" ge­
fordert. Byrnes wiederum propagierte ein föderalistisches 
Deutschland, und beide zusammen versuchten plötzlich die pol­
nische Westgrenze als "noch nicht endgültig" hinzustellen. 
Man habe die polnische Regierung ermutigt, behauptete Chur­
chill, "ungerechtfertigterweise einen erheblichen Teil deut­
schen Gebietes an sich zu bringen". 

Damit hotten Churchill und Byrnes die Abwendung vom Pots­
damer Abkommen proklamiert, die Kehrtwendung von der Anti­
Hitler-Koalition, den Bruch internationaler Verträge, dem deutschen 
Revanchismus das Stichwort geliefert und die Sabotage des Welt­
friedens eingeleitet. 

Tatsächlich beruht die Grenzziehung an der Oder und 
Neiße auf den gemeinsamen Beschlüssen der Alliierten, wie 
denn auch noch heute die Oder-Neiße-Friedensgrenze von dem 
französischen Staatschef de Gaulle als rechtsgültig anerkannt 
wird. Gestützt auf diese gemeinsamen Beschlüsse hatte der auf 
der Potsdamer Ko.nferenz ins Leben gerufene Interalliierte 
Kontrollrat am 20. November 1945 den Plan für die Umsied­
lung von 3,5 Millionen Deutschen und die Neuansiedlung pol­
nischer Bürger beschlossen. Die noch ausstehende formale Be­
stätigung dieser Grenzziehung durch die von den Westmächten 
bisher ständig hinausgeschobene Friedenskonferenz kann 
nichts daran ändern, daß es sich hier um endgültige Tatsachen 
handelt. Deutlich kommt das in einer Erklärung des so­
wjetischen Außenministers vom 16. September 1946 zum Aus­
druck, in der es heißt: 

"Die Berufung darauf. daß die Berliner Konferenz (Pots­
damer Konferenz) 'es für notwendig erachtet habe, die end­
gült'ige Festlegung der Westgrenze Polens bis zur Friedens­
konferenz zurückzusteHen, ist natürlich richtig. Ger ade s 0 

sie 11. t die f 0 r maZ e Sei t e aus. Dem Wes end e r 
S ach e na c h aber haben die drei Regierungen ihre Meinung 
über die künftige Westgrenze ausgesprochen, als sie Schlesien 
und die obenerwähnten . Gebiete unter die Verwaltung der 
polnischen Regierung stellten und außerdem den Plan über die 
Aussiedlung der Deutschen aus diesen Gebieten annahmen. 

Wem könnte der Gedanke in den Kopf kommen, daß diese 
Aussiedlung der Deutschen nur als zeitweiliges Experiment 
vorgenommen wurde? Diejenigen, die den Beschluß über die 
Aussiedlung der Deutschen aus diesen Gebieten gefaßt haben, 
damit sich dort SOfort Polen aus anderen polnischen Bezirken 
ansiedeln, können nicht nach einiger Zeit vorschlagen, ent­
gegengesetzte Maßnahmen durchzuführen. Allein schon der 
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Gedanke an derartige Experimente mit Millionen von Me~­
sehen ist unfaßbar ganz zu schweigen von seiner Grausamkett 
sowohl gegenüber den Polen als auch gegenüber den Deutschen 
selbst.f'iS) 
. Als Schlußfolgerung aus diesen Auseinand:rsetzungen ergi?t 
sich daß die Churchill-Rede in Fulton und die Byrnes-Rede m 
Stuttgart lediglich als ein Manöver zur. Irrefj.ihrung der vö~er 
und als Beginn -einer Kampagne zur Dlffamierung der 8?wlet­
union und zur Verhetrung der deutschen und polmschen 
Nation zu bewerten sind. Und doch waren erst zwei Jahre ver­
gangen, seit Churchill seine "ganze Hoffnu~g auf die Freur:d­
schaft und die Zusammenarbeit der westhchen Demokratien 
mit der Sowjetunion" gesetzt hatte! 

Wie der Westen Potsdam .,korrigieren" wollte 
Dem Signal zum Kalten Krieg folgten die Versuche der 

Westmächte Potsdam zu '"korrigieren". Im Zuge dieser Maß­
nahmen w':'ren die Vereinigten Staaten bestrebt, die E n t­
m i li t ,a r i sie run g Deutschlands auf die E n t w a f f -
nung der deutschen Streitkräfte zu ~e.du­
z i er e n. Diesem Zweck diente ein auf der AußenmlTiister­
konferenz im .Juli 1946 von -der amerikanischen Delegation ein­
gebrachter Entwurf für einen "Vertrag über die Entwaffnung 
und Besetzung Deutschlands". 

"Zur Entmilitarisierung, wie sie "'in Potsdam beschlossen 
wurde, gehört jedoch die demokratische Umgest~l­
tung Deutschlands, die Li q ui di e ru n ~ cl er. K 0 n­
zer n e Kartelle. Syndikate und Trusts sowte der Sle kon­
trolliere~den Bankenmonopole, die stets Imspiratoren und Or­
ganisatoren der deutschen Aggr ession war en, und die U b e r -
führung ihres Eigentums in die Hand des 
V 0 1 k e s. Ferner gehört dazu die Durchführung einer 
Bodenreform in ganz Deutschland, durch die 
den Bauern der Boden der junker lichen Großgrundbesitzer 
übergeben wird, jener ,Herr en', die stets die aggressivsten 
Kader für den deutschen Militarismus stellten."19) 

In übereinstimmung mit diesen Grundsätzen versuchte die 
sowjetische Delegation, den amerikanischen Entwurf zu ver-

\ vollstän·digen; doch lehnten die USA die Erörterung jedes :zu­
satzantrags glattweg ab. Es ging den Vereinigten Staaten mcht 
mehr um die einheitliche Behandlung Deutschlands und eine 
gemeinsame Friedenspolitik der Großmächte, sondern hinter 
allen Aktionen der amerikanischen Politik stand nunmehr be­
reits das Streben nach der Erringung der W e I t her r­
sc h a f t. Im Rückblick auf diese Entwicklung konnte daher 
der Erste Sekretär des ZK der KPD M a -x Re i man n die 
Feststellung treffen: 

18) Dokumente %ur Deutschlllndpolitik der Sowjetunion. Bd. I, S. 26 
19) Dokumente zur Deutschlllndpolitik der Sowjetunion, S. VIII 
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"Um diese Zeit war bereits offensichtlich, daß die imperia­
listischen Westmächte, vor allem die USA, das Potsdamer Ab­
kommen in ihrer Besatzungszone nicht verwirklichen und daher 
Deutschland spalten wollten, um eine demokratische Entwick­
lung in den Westzonen zu verhindern und die Herrschaft des 
Monopolkapitals zu restaurieren mit dem Ziel, das Wirtschafts­
und Menschenpotential der Westzone für ihre Kriegspläne gegen 
die Sowjetunion und die volksdemokratischen Länder zu miß­
brauchen."21» 

Weltherrschaft als Ziel der USA 
Wiederum war es Ha r r y T rum an, jener Präsident der 

Vereinigten Staaten, verantwortlich für den ersten Abwurf von 
Atombomben auf :Menschen, der das friedliche EV1Vernehmen 
der Völker durch maßlose For:derungen so sehr erschwert hat. 
Truman war es, der noch im Jahre 1945 den Standpunkt ein­
nahm, daß der "Sieg das amerikanische Volk vor die ständige 
und brennende Notwendigkeit gestellt hat, die F ü h run g 
in der Welt zu übernehmen".21) 

Diesem Programm verhaftet, feierten die Propagandisten des 
amerikanischen Imperialismus, allen voran Ja m e s Bur n -
h am, "der Theoretiker des amerikanischen Imperialismus". 
die Berufung der USA zur Weltherrschaft. "Es gibt ein ameri­
kanisches Imperium", so schrien sie in die Welt, und als seine 
Bestandteile reklamierten sie Japan, die Philippinen, die In­
seln im Atlantik und im Pazifik, auf denen sich amerikanische 
Truppen niedergelassen hatten, und alle Territorien in Europa 
und in Afrika, auf denen amerikanische Streitkräfte stationiert 
sind. "Die Vereinigten Staaten sind auf die Szene gerufen. Das 
Schicksal fordert sie zur Weltherrschaft auf", so kommentier­
ten sie die politische Entwicklung der Nach}uiegszeit. Und 
diese Weltherrschaft sollte nun ohne Rücksicht auf den fried­
lichen Willen der Völker realisiert werden. Daher so drastische 
Äußerungen wie die nachstehende von James Burnham: 

"DeT Friede ist nicht das Ziel deT Außen­
politik und kann es nicht sein. Man muß auf 
das verzichten, was von der Dnktrin der Gleichheit der 
Nationen übTiggeb1ieben ist. Die Vereinigten Staaten müssen 
offen ihre Kandidatur auf die Leitung der Weltpolitik an­
melden. Man muß '00 11s tändig auf das P r inzip 
der Nichteinmischung in die inneren Ange­
legenheiten anderer Nationen, veTzichten. 
In allen Fragen, die die Weltpolitik betreffen, muß ein e 
Tapide eneTgische Intervention ZUT nor­
malen Prozedur werden."22) 

20) .Neues Deutschland" Nr.60 vom 1. März 1962 
21) Gesdlidlte der Sowjetunion, S. 653 
22) Zitate aus: Albert Norden, Um die Nation, S. 118/119 
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ID. 
Der erste Schritt zum westdeutschen Separatstaat 

Bemüht, die Welt den Vorstellungen und dem Willen der 
USA zu unterwerfen, wurde nunmehr in Westdeutschland von 
den Amerikanern jede Reform der gesellschaftlichen Ordnung, 
unbekümmert um die Bestimmungen des Potsdamer Ab­
kommens, verhindert. Ihnen nach eiferten die Engländer. So 
begann eine Serie von Aktionen zur Unterdrückung des Volks­
willens, zur Verhinderung deutscher Selbstbestimmung. 

Veto gegen deutsche Selbstbestimmung 
Ein drastisches Beispiel dafür bietet das Geschehen im Lande 

He s sen. Mit überwiegender Mehrheit hatte die verfassung­
gebende hessische Landesversanunlung im Artikel 41 des Ver­
fassungs werkes bestimmt, daß die Grundstoffindustrie in Ge­
meineigentum zu überführen ist. General Cl a y, nach dem 
13. August 1961 Kennedys Sonderbeauftragter in Westberlin, 
damals Militärbefehlshaber in der amerikanischen Besatzungs­
zone, legte gegen den Artikel 41 sein Veto ein und setzte die 
Abgeordneten <unter Druck, um den Verzicht auf diese Be­
stimmung zu erzwingen. Angesichts der von der KPD geführ­
ten Arbeiterschaft wagten jedocn weder die hessische cnu 
noch die SPD, der Forderung des Generals Clay nachzugeben. 

Auf Anordnung des Generals Clay mußte nunmehr das Volk 
in einer gesonderten Abstirrunung über den Artikel 41 direkt 
entscheiden. Zur größten überraschung der Amerikaner 
stimmten dabei 70 Prozent der Wähler für 
die überführung der Grundstoffindustrie 
in das Ge m ein ei gen tu m . Aber selbst .diese quali­
fizierte Entscheidung, die Zustimmung einer Zwei-Drittel­
Mehrheit, wurde von der amerikanischen Besatzung nicht 
respektiert. Auf neue Pressionen hin ließ danach die neuge­
bildete Landesregierung die Dinge auf sich beruhen, so daß 
die Entscheidung des Volkes auf dem Papier stehenblieb. 

Ebenso scheiterten in den Westzonen alle Ansätze zu einer 
demokratischen Bodenreform an dem Veto der 
Westmächte. Der Zukunft abgewandt, regten sich sehr bald 
die alten führenden Nazis und die Militaristen, um nunmehr 
in einer gegenüber der Potsdamer Konferenz völlig veränder­
ten Atmosphäre neue Machtpositionen zu übernehmen. 

Westliche Besatzungsmächte weiden Intervcntionsmäcltte 
"Struktur und Charakter der gesellschaftlichen Verhältnisse 

in Westdeutschland erfuh.ren also keine prinzipiellen Ver­
änderungen. Die unmittelbaTe Verantwortung dafür trifft die 
Westmächte, deren Besatzungsorgane bereits damals ihre UT­
spr'Üngliche demokratische Befreiungsmission verraten und 
den Charakter von Okkupations-, ja Interventionsmächten an­
genommen hatten. Mindestens im gleichen Maße aber ist die 
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Schuld an dieser Entwicklung, die den Lebensinteressen un R 

seres Volkes, den Lehren aus der Vergangenheit und den be­
rechtigten Forderungen der anderen Nationen zutiefst wider­
sprach, dem Treiben der alten imperialistischen und revan­
chistischen Kräfte in den Westzonen selbst zuzuschreiben. Sie 
erlangten in den bürgerlichen Parteien Westdeutschlands und 
in den westdeutschen Staatsorganen sehr bald die Oberhand 
über die ehrlichen Antifaschisten, die sich darum bemüht 
hatten, gemeinsam mit der Arbeiterschaft auch in Westdeutsch­
land die 1945 gegebene historische Chance für eine grundsätz­
liche Wende der deutsc~en PoHtik zu nutzen."23) 

Ähnliche Versuche der Einmischung in die Verhältnisse an­
derer Länder unternahmen die USA auch bei der Beratung der 
ersten Fr i e den s ver t r ä g e der Nachkriegszeit mit 
Italien, Rumänien, Bulgarien, Ungarn und Finnland im Juli 
und Oktober 1946,' ohne daß es ihnen dort gelang, ihre Ab­
sichten durchzusetzen. 

Die Bildung der Bi-Zone 
Den ersten Schritt zur organisierten Spaltung Deutschlands 

bildete die Errichtung der Bi--Zone, also die Vereinigung der 
amerikanischen und der englischen Besatzungszone in Ab­
sonderung von dem übrigen Deutschland. 

"Wieder einmal in der deutschen Geschichte wufde ebenso 
töricht wie verhängnisvoll der Antikommunismus zur Staats­
raison erhoben. Wieder einmal verriet die deutsche Groß­
bourgeoisie die Interessen des deutschen Volkes. Und da die 
schuldbeladenen Herren der großkapitalistischen Monopole in 
Westdeutschland sich nicht mehr imstande sahen, ganz Deutsch­
land ihrer verderblichen Herrschaft zu unterwerfen, und aus 
Angst vor dem Volk sprengten sie die Einheit der Nation, 
lösten Westdeutschland aus dem Nationalverband der Deut­
schen heraus und unterwarfen es den Interessen des amerika­
nischen Imperialismus."2<\,) 

Den Ans t 0 ß zur Bildung der Bi-Zone gab am 12. Juli 1946, 
in der Schlußsitzung der damaligen Außenministerkonferenz 
in Paris, der amerikanische Außenminister B y r n es, indem 
er die beiden anderen Westmächte zur Vereinigung ihrer Be­
satzungszonen mit der der USA aufforderte. Während der so­
wjetische' Sprecher Marschall So k 0 1 0 w ski in Einklang 
mit dem Potsdamer Abkommen sich für die Wahrung der wirt­
schaftlichen und politischen Einheit Deutschlands aussprach 
und die Gefahren hervorhob, die der deutschen Einheit von 
dem amerikanischen Projekt drohten, stimmte der britische 
Außenminister Be v inden ameri·kanischen Vorschlägen pe- . 
dingungslos zu. Einige Wochen später, am 4. September 1946, 
trafen General Clay und General Robertson bereits Verein­
barungen zur Realisierung der Bi-Zonenpläne. 

23) Aus der Entschließung des 10. Parteitages der CDU 
24) Die gesdlichtliche Aufgabe der 'DDR und die Zukunft Deutschlands, II 
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Das endgültige Abkommen über die Zusammenlegung der 
britischen und der amerikanischen Besatzungszone wurde am 
2. Dezember 1946 während der Außen ministerkonferenz in 
New York, auf der die deutsche Frage nicht einmal auf der 
Tagesordnung stand, von den Außenministern der Vereinigten 
Staaten und Großbritanniens~ Byrnes und Bevin, unterzeich­
net. In Kraft gesetzt wurde das Abkommen mit Wirkung vom 
1. Ja n u a r 1947 , ohne daß es von dem Alliierten Kontroll­
rat, dem die Entscheidung der Deutschland betreffenden 
Fragen zustand, bestätigt war. 

Die in der Bi-Zone vereinigten Wirtscbaftsgebiete besaßen 
damals drei Viertel der Kohlen- und Hüttenindustrie ganz 
Deutschlands und beherbergten außerdem die größten In­
dust~iewerke des Maschinenbaus, der Chemie, der Metallver­
arb€J.tung und des Motorenbaus. Ihre Lostrennung von dem 
übrigen Deutschland mußte zwangsweise zu ernsten und lang­
dauernden Störungen in der Wirtschaft ganz Deutschlands 
führen. 

Versuche der: Westmächte, die Errichtung der Bi-Zone mit 
wirtschaftltchen Erwägungen zu rechtfertigen, scheiterten sehr 
bald in sich selbst. Diese Argumente nahmen nicht einmal ihre 
Urheber ernst. So behaupteten sie einmal, die Bildung der Bi­
Zone werde dem deutschen Steuerzahler eine Erleichterung 
bringen, dann wiederum forderten sie die übernahme zusätz­
licher Lasten zugunsten der EntWicklung der Bi-Zone. 

Die Errichtung der Bi-Zone war eben nicht von wirtschaft­
lichen Erwägungen diktiert und schon gar nicht von einer 
Rücksichtnahme auf das Wohlergehen der Deutschen, sondern 
bestimmend dafür war die politisch-strategische Absicht der 
USA. Was in bezug auf ganz Deutschland nicht durchzusetzen 
war, weil weder die Bevölkerung Ostdeutschlands noch die 
Sowjetunion zur Preisgabe der Demokratie und des Friedens 
gezwungen werden konnte, das· sollte nun unabhängig vom 
Alliierten ' Kontrollrat in der amerikanisch-englischen Be­
satzungszone auf separatistischem Wege realisiert werden. 
Schon für diese Zeit gilt ein späterer Ausspruch des sozial­
demokratischen Vizepräsidenten des Bundestags, Ca rIo 
Schmid: "Die Amerikaner wollen lieber das 
halbe Deutschland ganz , als das ganze 
Deutschland halb." 

Als das Abkommen . über die Bildung der Bi-Zone bekannt­
gegeben wurde und darin die Kardinalfragen der Vierrnächte­
politik in Deutschland (Liquidierung des Kriegspotentials, Re­
parationsleistungen an die von der Invasion Hitlers meist be­
troffenen Gebiete, Beseitigung der wirtschaftlichen Grundlagen 
des Faschis.mus) auch nicht mit einem Wort erwähnt wurden, 
versuchte em Vertreter der USA das damit zu erklären, daß die 
Aufgabe der Bi-Zone eine "sehr begrenzte" sei, so daß man die 
Grundfragen habe unberücksichtigt lassen }tönnen. 
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In Wahrheit aber fehlte diese Bezugnahme des weg e n • 
weil gerade diese Ziele mit der Bildung der Bi-Zone pr eis­
ge g e ben werden sollten. Warnend machte der sowjetische 
Vertreter im Alliierten Kontrollrat, Marschall Sokolowski, dar­
auf aufmerksam, "daß das Zweizonenabkommen für die poli­
tische Entwicklung Deutschlands f 0 I gen s c h wer sein 
kann". Und in der Tat ist a1).es. was diese ernste Warnung 
zu bedenken gab, durch die spätere Entwicklung in vollem 
Umfange bestätigt worden. 

Durch die Bildung der Bi-Zone entstand auf deutschem 
Boden ein neuer Unruheherd. Nicht der ,Wiederherstellung der 
nationalen Einheit, dem Aufbau der deutschen Friedens­
produktion, der Herstellung freundschaftlicher Beziehungen zu 
den Nachbal'völkern Deutschlands galt die Energie dieses 
separatistischen Staatsgebildes, sondern der Neuinstallierung 
der alten Träger der deutschen Aggressionen, der Ruhrbarone 
und des Großgrundbesitzes, gestützt auf die Gruppen in 
Wallstreet, die Roosevelt noch über den Tod hinaus mit ihrem 
Haß verfolgten, weil zu ihren Kriegszielen auch die maximale 
Schwächung der Sowjetunion mit deutscher Hilfe gehört hatte. 

Systematische Zerreißung der Nation 
Mit der Bildung der Bi-Zone !beginnt die s y s t e m a ti s c h e 

Zer re i ß u n g der d e u t s c h e n Na ti 0 n. Der Zu­
sammenschluß der Besatzungszonen der Vereinigten Staaten 
und Englands steht damit am Anfang des staatlichen Ausein­
anderfalls Deutschlands. 

Nach einem Befehlsempfang der Ministerpräsidenten der Bi­
Zone bei den Militärgouverneuren Clay und Robertson am 
7./8. Januar 1948 wurden die Organe der Bi-Zone mehr und 
mehr mit weitgehenden Vollmachten ausgestattet, wie sie nur 
leitenden Staatsorganen eigen sind. Unter dem Druck der Mili­
tärgouverneure kam so eine "C h a r ta des Ve rei n i g ­
te n Wir ts ch a f t s g e b ie t es" zustande, die am 9. Februar 
1948 in Kraft gesetzt wurde. Neben dem Wirtschaftsrat, dessen 
Mitgliederza'hl auf 104 erhöht wurde, erhielt die Bi-Zone nun­
mehr auch. einen Länderrat, eine Oberleitung der Wirtschafts­
verwaltungen, ein Obergericht mit dem Sitz in Köln und eine 
Länder-Unionsbank als Notenbank. Damit war clie Vorform 
des westdeutschen Separatstaates konstruiert. 

An die Stelle einer ge sam t d e u t s ehe n dem 0 k r a ­
ti s c h e n Re gi e ru n g, zu der im Potsdamer Abkonunen 
mit den Beschlüssen über clie Errichtung deutscher Zentral­
verwaltungen der Weg geebnet worden war und deren unver­
zügliche Organisierung die sowjetische Delegation auf der von 
den Westmächten im Dezember 1947 gesprengten Außen­
ministerkonferenz in London gefordert hat, war so eine 
antidemokratische Separatregierung für die 
Bi-Zone getreten, deren Wi rks amkei t stets nur 
den Graben durch Deutschland vertieft hat. 
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Im Widerstand gegen diese unheilvolle Entwicklung ga~ der 
sowjetische Vertreter im Alliierten Kontroll:rat, bev.c:r clieser 
Rat im März 1948 seine Tätigkeit einstellte, eme Erklarung ab, 
in der es hieß: 

;,Das ist der gefährliche Kurs zur Hintertreibung aller ve~­
einbarten Beschlüsse in der Deutschlandfrage, auf dem d1.e 
britischen und amerikanischen Behörden in Deutschland 
immer weiter voranschreiten, nachdem die Londoner , Konfe­
renz durch sie gesprengt worden ist. Nur die Angst v'or der 
Demokratie und die Furcht vor der Wiedergeburt Deutschlands 
als Konkurrenten auf den Weltmärkten sowie durch Prestige­
erwägungen lassen sich solche Handlungen erklären, die zur 
völligen Auflösung de~ geeinten deutschen Nationalstaates 
führen. "25) 

IV. 
Aggressionsfront gegen den Sozialismus 

Truman-Doktrin 
Wie bereits gezeigt, meldete der amerikanische Imperialis­

mus sehr bald nach dem Ende des zweiten Weltkriegs seine 
Ansprüche auf"die Weltherrschaft an. Der theoretischen Unter­
mauerung dieser aggressiven Zielsetzung dienten einige 
Thesen wie die Theorie des "c 0 n t a i n m e n t", abzielend 
auf die "Eindämmung" oder das Aufhalten der nationalen und 
sozialen Befreiungsbewegung der Völker. Eine offizielle Ge­
stalt erhielt diese Theorie durch clie sogenannte Truman­
Doktrin. Der Autor der Theorie des containment war 
G. F. K e n n an, der den Vereinigten Staaten clie Aufgabe zu­
wies mit allen Mitteln einer Ausbreitung der sozialistischen 
Ord~ung auf andere Staaten Einhalt zu gebieten. 

Die Torheit derartiger Zielsetzungen liegt darin, daß die 
Menschheit, historisch betrachtet, gar nicht die W a h 1 hat 
zwischen dem Sozialismus und dem Kapitalismus. "D i e 
Welt unserer Tage füh rt gesetzmäßig und 
völlig unausweichlich zu sozialistischen 
B e z i e h u n gen u n t erd e n Me n s c h e n. Es geht nur 
darum, alles zu tun, damit der ganze Geburtsprozeß der neuen 
Gesellschaft sowenig schmerzhaft wie möglich ist."26) Jeder 
Versuch diese Entwicklung durch Gewalt zu hindern, ist damit 
töricht, ~eaktionär und ein politisches Verbrechen, weil er um 
des Profits und der Macht kapitalistischer Gruppen mit dem 
Frieden der Welt spielt. 

Rückwirkungen auf 0 e u t s chi end ergeben sich aus diesen 
Theorien dadurch, daß l ie die Beziehungen der USA zur Sowjet. 
union vergiftet heben und das deutsche Volk durch die versuchte 
Einbeziehung in die omerikenische Aggressionspolitik gefährden. 

25) Dokumente zur Deutsmlandpolitik der Sowjetunion, S. 167 
26) Jindrich Filipec. Die Philosophie des kollektiven Selbstmordes , Deutsdle 

Außenpolitik, Sonderheft 111961 

23 



Ausgehend von diesen Theorien proklamierte Truman, 
aggressiv in seiner Außenpolitik, reaktionär in seiner Innen­
politik - als Beispiel dafür sei an die Hexenjagd unter McCarthy 
gegen die Kommunisten und an das arbeiterfeindliche Ta;ft­
Hartley-Gesetz erinnert - am 14. März 1947 die sogenannte 
T rum a n'- D 0 k tri n, die Politik der Einkreisung der 
Sowjetunion, die .später von John Foster Du 11 es, zwischen 
1953 und 1958 Außenminister der USA, in einer Politik der 
roll back" des Zurückrollens" also der offensiv-aggressiven 

Äktion bis 'hart ;n den Rand ei~es neuen Weltkriegs, noch er­
heblich verschlimmert worden ist. 

Praktiziert wurde diese Doktrin, mit der sich die Vereinigten 
Staaten eine weltweite Verantwortung anmaßten, das heißt 
das Recht zU ständiger Einmischung in die Entwicklung an­
derer Länder zum erstenmal gegenüber G r i e c h e n 1 a n d. 
In der letzte~ Kriegszeit war in Griechenland nach einem 
überfall englischer Truppen auf die von der ELAS geführten 
Freiheitsbewegung eine reaktionäre Regierung eingesetzt wor­
den. Nach dem Abzug der Engländer entbrannte in Griechen­
land der Bürgerkrieg. Mit Hilfe der Amerikaner, die sich hier 
eine Machtposition im Aufmarscli gegen die Sowjetunion 
sichern wollten, wurde die Volksbewegung blutig nieder­
geschlagen. 

Eine weitere Folge der Truman-Doktrin, die insbesondere 
die Situation in Deutschland verschärft hat, bildete der 
Marshall-Plan. 

Marshall-Plan - Kolonialismus in neuer Form 
Im Januar 1947 wurde B y l' n es, dessen seit langem vor­

handene Amtsmüdigkeit ihn freilich nicht gehindert hat, die 
Politik der Vereinigten Staaten durch Entscheidungen, die weit 
in die Zukunft griffen, vorzubelasten, durch George Catlett 
M ars hall in der Leitung der Außenpolitik abgelöst. Seinen 
Namen trägt jenes in der ersten Hälfte des Jahres 1947 aus­
gearbeitete Programm, das, eine neue Form des Kolonialis­
mus mit Hilfe amerikanischer Anleihen die Überfremdung der 
Wirtschaft der europäischen Länder und ihre Kettung an die 
amerikanische Politik einleitete. 

Der Marshall-Plan, am 5. Juni 1947 verkündet, hatte die 
Aufgabe, als ein sogenanntes Programm für die europäische 
Wiederherstellung, Eu I' 0 P e a n Re c 0 ver y Pro g r a m 
(E R P), durch Warenlieferungen auf Kredit - ab 1952 mußte,n 
diese Lieferungen direkt bezahlt werden - den Export amel'l­
kanischer Waren zu forcieren und die politische und wirt­
schaftliche Durchdringung der Staaten Europas durch die USA 
zu vertiefen. Insbesondere sollte dieses Programm der Finan­
zierung der wieder angefachten Rüstungsproduktion dic:men. 
Die Verhandlungen im Rahmen des Marshall-Plans sollte Jedes 
Land gesondert mit d~n Vereinigten Staaten führen. Am 
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16. April 1948 vereinigten sich jedoch 18 Staaten zu einer 
Organization for European Econom,ic Coope­
rat ion (0 E E C) mit einer gemeinsamen Administration 
(Economic Cooperation Administration, ECA) für die Organi~ 
siE;:rung der Zusammenarbeit und die Verteilung der Kredite. 

Von John Foster Dulles stammt die Äußerung, daß dieses. 
Programm "nichts mit Mildtätigkeit zu tun hat. 
Es beruht auf soliden Erwägungen unseres eigenen Interess~s". 
Allerdings bestand für eine solche Aufklärung nicht die ge­
ringste Veranlassung. Nach amerikanischen Berechnungen, die 
Albert NOl~den in seinem Buch "Um die Nation" registriert 
hat, erhielt Westdeutschland bis zum Jahre 1951 aus dem 
MarS'hall-Plan an Gütern und Dienstleistungen insgesamt 
1439620000 Dollar, also rund 5,88 Mi 11 i a r den Westmark. 
In der gleichen Zeit jedoch mußte West­
deutschland allein für die Bestreitung der 
amerikanischen Besatzungskosten 40 Mil-
1 i a r den MaI' k aufbringen. Es bleibt daher unerfindlich, 
wieso der Marshall-Plan als eine "Hilfs"aktion hingestellt wer­
den konnte. Von einer Hilfe konnte schon deswegen nicht ge­
sprochen werden als gerade die Länder, die am meisten unter 
dem Krieg gelitten hatten, also Osteuropa, von der "Hilfs"­
Aktion dadurch ausgeschlossen wurden, daß sie von Bedin­
gungen abhängi,g gemacht wurde, die mit der Souveränität 
nicht zu vereinbaren waren. 

"Der Marshall-PI,an hatte die Aufgabe, einen Block von 
Staaten, die durch Verpflichtungen gegenüber den USA ver­
bunden sind, zusammenzuzimmern und die amerikanischen 
Anleihen als Gegenleistung für den Verzicht der europäischen 
Staaten auf ihre wirtschaftliche und später auch auf ihre 
politische Selbständigkeit zu gewähren."27) 

Aber auch die Vereinigten Staaten selbst ließen die Welt 
über die mit dem Marshall-Plan verfolgten Ziele nicht im un­
klaren. "Zur Zeit ist an ein einheitliches Deutschland nicht zu 
denken", versicherte General Marshall im Rundfunk der USA, 
und die "New York Herald Tribune" pflichtete ihm mit der 
triumphierenden Erldärung bei: "Das Zeitalter von Jalta ist 
vorbei. Die Auf t eil 'U n g D e u t s chI a n d s wir dun s 
freie Hand geben, Westdeutsch land in ein 
S y s te m der Wes t s t a a te n ei 1) Z u bau e n." 

Es war daher nur ~olgerichtig, daß die Sowjetunion auf der 
Pariser Außenministerkonferenz im Jahre 1947 den Marshall­
Plan als eine Gefahr für die Unabhängigkeit der europäischen 
Völker, als Instrument einer Gruppenbildung run~ als Gefahr 
für die deutsche Einheit in Auswirkung der Embeziehung 
Westdeutschlands in einen antinationalen Block abgelehnt hat. 

27) A . Shda now, Uber die internationale Lage , BerUn 1947, 5. 23 
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Ministerpräsidenten ohne Rückgrat 

Einen Tag nach der Verkündung des Marshall-Plans, also am 
6. Juni 1947 versammelten sich in München die Ministerpräsi­
denten der' deutschen Länder. Es war das erste und einzige 
Mal daß nach -dem zweiten Weltkrieg die Regierungschefs aller 
deutschen Länder an einem Tisch Platz nahmen. 

Nunmehr war die Zeit gekommen, den Spaltern Deutsch­
lands mit einem nationalen Programm entgegenzutreten. Im 
Bewußtsein ihrer Verantwortung für Deutschland forderten 
die Ministerpräsidenten der ' fünf ostdeutschen Länder, als 
ersten Punkt der Tagesordnung die nationale Einheit zu be­
handeln. Auch stellten sie den Antrag, die Beratungen, ihrer 
großen Bedeutung entsprechend, auf b;-eitester Front unter 
Hinzuziehung von Vertretern <ler Parteien und der Länder­
parlamente durchzuführen. 

Die Vorschläge der ostdeutschen Regierungschefs wurden 
jedoch von den westdeutschen Ministerpräsidenten mit der Er­
klärung abgelehnt, die Militärregierungen der drei Westzo~en 
hätten ihnen j e d e Ver h a n d 1 u n g übe r die na tl 0 -

n ale Ein h e i t ver bot e n. Widerspruchslos fügten sie sich 
dem Verbot und ordneten so die Rechte des deutschen Volkes 
fremden Interessen unter. Selbst dazu waren die westdeut­
schen Ministerpräsidenten nicht bereit, die Verhandlungen von 
München nach Berlin zu verlegen, um so in einer -anderen, den 
nationalen Interessen , zuträglicheren Atmosphäre die n?t­
wendigen Besprechungen über die Rettung der deutschen EIn­
heit doch noch zu bewerkstelligen. 

Während nun die Ministerpräsidenten der ostdeutschen 
Länder mit leeren Händen wieder heimreisen mußten, setzten 
die westdeutschen Regierungschefs die Konferenz mit Bera­
tungen über Spezialfragen der Ernährung und der Landwirt­
schaft fort, und das in einer 'Zeit, in der die Sorge der Nation 
über .den Fortbestand des gesamtdeutschen Zusammenhalts 
alles überschattete. 

V. 

Die Londoner Empfehlungen 
Staatsbildung auf fremden Befehl 

Mannigfach vorbereitet, unternahmen 4ie Westmä~te in ~.en 
Separatverhandlungen in London vom 23. Februar bIS 1. M~rz 
1948 und vom 20. April bis 2. Juni die entscheidenden SchrItte 
für die Bildung des westdeutschen Separatstaates. 

Das Ergebnis dieser Konferenz wa ren die be rüchtigte~ " lond~ner 
Empfehlungen", ihrem Wesen nach B e fe h I e zur Bildung einer 
konstituierenden Körperschaft für den westdeutschen Separatstaat. 
durchzuführen bis zum 1. September 1948. 
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Das nach dem Abschluß der Beratungen veröffentlichte Kom­
munique erwies sich als eine höchst unzulängliche Unterrich­
tung der Weltöffentlichkeit. Wichtige Beschlüsse wurden über­
haupt nicht mitgeteilt. Insbesondere wurde die beabSichtigte 
Spalbung der .deutschen Währung verheimlicht. 

Nach Anlage und Durchführung bedeuteten die ,beiden 
Etappen der Londoner Konferenz den v ö 11 i gen B I' U c h 
des Pots d a mer A bkom men s und der B es chI üsse 
von Ja I t a durch die Westmächte. Während nach den Ver­
einbarungen der führenden Staaten der Anti-Hitler-Koalition 
für die Behandlung der deutschen Frage der Rat der 
Au ß e n m i n ist e r zuständig war, wurde in London hinter 
dem Rücken der Sowjetunion verhandelt. Dafür hatte man 
Belgien, die Niederlande und Luxemburg zu den Verhandlun­
gen hinzugezogen, nicht jedoch die 60 hart vom Kriege ge­
troffenen östlichen Nachbarstaaten Deutschlands: Polen und 
die Tschechoslowakei. Ab e rau c h Vert re t er D eu ts c h­
lands wurden auf dieser Konferenz, auf der 
es um deutsche Schicksalsfragen ging, nicht 
geh Ö I' t. London wurde damit ~u einer Etappe der Spaltung 
Europas in Mächtegruppen unter Preisgabe ' der nationalen 
Interessen Deutschlands. 

Nach dem Alliierten Kontrollrat wurde in Auswirkung der­
Londoner Konferenz nunmehr auch der Rat der Außen­
minister durch die Westmächte gesprengt und der gesamte 
Mechanismus der Viermächtekontrolle in Deutschland zerstört. 

Das, was die Londoner Beschlüsse ausmacht, ist ein ganzer­
Wust von Vereinbarungen, von denen je d e zu einem tiefen 
Eingriff in die deutsche Entwicklung und in das Selbst­
bestimmungsrecht der deutschen NatioI;l. wurde. 

Ruhrstatut 
Die Ruhrindustrie wurde durch das am 20. Dezember 1948 

in Ausführung der Londoner Beschlüsse unterzeichnete Ruhr­
statut der Wiederaufrüstung Westdeutschlands dienstbar ge­
macht. Den bestimmenden Einfluß an Rhein und Ruhr er­
hielten die amerikanischen Monopole. Westdeutschland selbst 
besaß in der neugebildeten Ruhrbehörde, die für die Zuteilung 
von Kohle, Koks und Stahl zuständig war, von 14 Stimmen 
nur 3. Z \V eck dieser Einrichtung war die Ein g I i e d e­
rung der westdeutschen Produktion in die 
R ü s tun g s pro d u k t ion des Wes te n s. Dabei verblieb 
es auch, als 1952 das Ruhrstatut durch die Mon ta n - Uni 0 n 
(s. S. 47) abgelöst wurde. 

Besatzungsstatut 
Während die Sowjetunion bereits in den ersten Konferenzen 

der Außenminister nach dem HitIerkrieg den Abschluß eines 
-Friedensvertrages mit Deutschland und den Abzug der Be­
satzungstruppen gefordert hatte, wurde in London der Frie-
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densvertrag wiederum hintangestellt. Statt einer Annähe­
rung an den Gedanken der Aufhebung der Besetzung wurde in 
London die Besetzung Deutschlands auf unbefristete Zeit ver­
längert - für "eine Zeitperiode, in der die Fortsetzung der 
Besetzung notwendig istU

, wie es in dem Artikel 1 des Besat­
zungsstatuts in gewollt nebelhafter Formulierung gesagt wird. 
Das Besatzungsstatut entzog Westdeutschland die Wahrung 
der auswärtigen Beziehungen und deklarierte diese Aufgabe 

.als eine Sache der Besetzung. 
So konnte Carlo Schmid das Besatzungsstatut als die 

eigentliche Verfassung Westdeutschlands 
charakterisieren. Nur verantaßte diese bittere Feststellung die 
rechte SPD-Führung nicht im mindesten, dieser gefährlichen 
Entwicklung mit Entschiedenheit entgegenzutreten. Wort­
spiele in nationalen Schicksalsfragen aber sind als politische 
Waffe unzulänglich. 

Im Zuge der Integrationspolitik der Adenauer-Regierung 
nach der Bildung der Bundesregierung wurde das Besatzungs­
statut durch die Par i seI' Ver t r ä g e (s. S. 50) abgelöst. 
An dem anti nationalen Charakter des westdeutschen Staats­
gebildes wur<ie dadurch jedoch nichts geändert. 

Das Dokument des Nationalrates "Die geschichtliche Auf­
gabe der DDR und die Zukunft Deutschlandsu bezeichnet diese 
Entwicklung, ausgelöst durch die Westmächte, in vollem Um­
fange mitverschuldet durch den nationalen Verrat der west­
deutschen Groß,bourgeoisie und der SPD-Führung, mit Recht 
als Tragödie: 

"In Westdeutschland dagegen nahm eine neue Tragödie 
ihren Anfang. Unter der Schutzherrschaft der imperialistischen 
Westmächte - besonders der USA-Monopole - wurde in Ver­
leugnung des von ihnen mitbeschlossenen Potsdamer Ab­
kommens die Herrschaft der deutschen Großbourge,oisie und 
ihrer Hitlergenerale restauriert. Wie schon 1918 leistete die 
rechte Führung der Sozialdemokratie und der Gewerkschaften 
dieser Restauration entscheidende Hilfsdienste ." 

Allerdings hatte Konrad Adenauer bereits am 13. Juli 1945 
in einem Artikel im "Kötner Kurier" deutlich genug aus­
gesprochen, daß von ihm eine nationale Politik nicht zu er­
hoffen war, daß er vielmehr völlig fremden Mächten hörig ist. 
" Die D eu t s c h e n ", so schrieb damals Konrad Adenauer, 
"sind gewöhnt ,' daß man ihnen sagt , was sie 
tun soll e n. Jetzt müssen sie mehr als zuvor gesagt be­
kommen, was sie in Zukunft zu erwarten haben und was sie 
selbst tun müssen ... Die Besatzung durch die 

' Alliierten ist für lange Zeit dringend- not­
wen d i g. D e u t s c h 1 a n dis t ni c h t f ä h i g, si c h 
selbst zu regieren." 

Die Bedeutung der Kapitulation, die Westdeutschland mit 
der Hinnahme des Besatzungsstatuts vollzogen hatte konnte 
nicht besser dadurch illustriert werden, als daß Aden~uer, als 
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er nach Vollendung der Spaltung den Oberkommissaren die 
13 Minister seiner ersten Regierung vorstellte, von ihnen als 
Ge sc h e n k ausgerechnet ein Exemplar des B e s atz u n g s­
s tat u t s erhielt. "Das war mehr als eine symbolische Hand­
lung. Es war ein Staatsakt von weltweiter Bedeutung. Durch 
ihn wird dem deutschen Volk unverhüllt klargemacht, daß 
dieser westdeutsche Sonderstaat keine Souveränität besitzt, 
daß da drüben deutsches Recht nur in der Einengung um­
fassender Rechtsansprüche der westlichen Siegermächte gilt."2i!) 

Währungsspaltullg - eine Mauer durch Deutschland 
Zerstörend in die Einheit der Nation und den wirtschaft­

lichen Zusammenhang Deutschlands griffen die Westmächte 
mit der separatistischen Währungsreform ein. Nachdem die 
neuen Banknoten unter strengster Geheimhaltung"n Washing­
ton gedruckt und dann nach Deutschland transportiert worden 
waren, führten die Westmächte am 18. J uni 1948 eine .beson- . 
dere Mark für Westdeutsch land ein. 

Damit zogen die Westmächte einen Graben 
durch Deutschland, errichteten sie eine 
Mauer zwischen den Deutschen, zerrissen sie 
mit brutaler Faust auch die Einheit der deut­
sc h e n Hau p t s ta d t. Der Wirtschaftsverkehr zwischen den 
bei den Teilen Deutschlands wurde empfindlich gestört, da da­
mals Ostdeutschland noch nicht in ausreicllendem Maße tiber 
eine eigene Großproduktion verfügte. Aber gerade das war 
beabsichtigt : die Störung der Produktion im andern Teil . 
Deutschlands durch eine infame Maßnahme des Kalten 
Krieges. Durch diese separatistische Währungsreform wurde 
des weiteren eine Bar r i er e z w i s ehe n den d eu t­
sc h en Fa m i 1 i en errichtet. 

"Die separate Währungsreform in den Westzonen Deutsch­
lands wurde durchgeführt, trotz der offensichtlichen Not­
wendigkeit. durch ein Abkommen zwischen der UdSSR, den 
USA, Großbritannien und Frankreich eine einheitliche Wäh­
rungsreform tür ganz Deutschland vorzunehmen, wie die 
Sowjetregierung das vorgeschlagen hatte. "29) 

Verschärft wurde die Spaltung Deutschlands durch die 
separate Währungsreform noch dadureh, daß sie am 20. Juni 
1948 auch auf Wes t b e r I i n ausgedehnt wurde, obwohl der 
- als Initiator von Provokationen später so bekannt gewor­
dene - General C 1 a y zwei Tage zuvor dem sowjetischen 
Marschall Sokolowski noch schriftlich versichert hatte, daß 
eine Einführung der Spalter-Mark in Berlin nicht beabsichtigt 
sei. 

28) Quo Nuschkc, Reden und Aufsiil7.;e , S. 176 
29) Deklaration der Außenminisler der UdSSR, Albaniens. Bulganens, der 

i:.~~~tlsJ~;akei, Jugoslawiens. Polens, Rumiinjens und Ungarns ' vom 
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Trizone 
Kurz nach der Londoner Konferenz zog dann auch Frank­

r~ich für .seine Besatzungszone die Schlußfolgerung aus der 
'SIch abzeIchnenden Bildung eines westdeutschen Separat­
staates. Am 1. August 1948 wurde die französische Besatzungs­
zone mit der Bi-Zone zu e iner Trizone vereinigt. Damit war 
das Territorium des neuen Staatsgebildes abgesteckt. 

Parlamentarischer Rat 
Zu den verhängnisvollsten Entscheidungen in London ge­

h?rten, wie die Beschlüsse über die separate Währungsreform, 
dle "Empfehlungen" für die Bildung eines Parlamentarischen 
Rats. Die harmlose Etikettierung änderte nichts an der Gefähr­
lichkeit dieser Institution. Der Parlamentarische Rat war ein 
Parlament~ dis k I' e d i ti e r t all erd i n g s d a dur eh, 
~aß es nlch t vom Vol ke g ewähl t, sondern 0 h ne 
Jede Bel"Ücksichtigung des Volkswillens zu­
stande gekommen war. Seine Aufgabe war die Aus­
arbeitung eines Grundgesetzes, das heißt einer Ver­
fassun~ für den westdeutschen Separatstaat, den im deutschen 
Volk memand gewollt hat. 

Den Auf t rag dazu erteilten, gestützt auf die Londoner 
Empfehlungen, die drei westlichen Befehlshaber die Generäle 
Clay, Robertson und König, am 20. Juli 1948 'anläßlich der 
Zitier,ung der Ministerpräsidenten der elf westdeutschen 
Länder in ihr Hauptquartier in FrankfurtjMain. Niemand 
zwang die Ministerpräsidenten, dem Ansinnen der drei Gene­
räle stattzugeben. "Hätten sie nein gesagt - nichts wäre ihnen 
geschehen, es sei denn, daß der ganze Jubel eines Volkes sie 
umdröhnt hätte."30) 

Aber die Ministerpräsidenten sagten Ja, nahmen den Auf­
trag an und machten dabei noch ausdrücklich darauf aufmerk­
sam, daß sie sich an den ihnen bereits vorher übergebenen 
Dokumenten der Londoner Konferenz j e der Kr i t i k e n t -
hai t e n woll teD. "Wir Ministerpräsidenten" so stellte der 
hessische Landeschef Stock im Namen aller f~st stimmen 
mit den Militärgouverneuren vollkommen darJn üb~'rein daß 
es wünschenswert ist, im Rahmen der Londoner Beschlüsse 
eine politische Organisation aufzubauen, clie gleichzeitig eine 
solide Basis für Westdeutschland auf der Grundlage des 
Föderalismus bildet." Und der Mann, der diese Erklärung ab­
gab, war - ein Sozialdemokrat! 

Mit Recht hat der damalige Vorsitzende der CSU und stell­
vertretende bayrische Ministerpräsident Dr. J 0 s e fM ü 11 e r 
den inzwischen Großgrundbesitz und politischer Klerlkalismu~ 
längst an die Wand gedrückt haben, dle charakterlose Haltung 
der westdeutschen Regierungschefs ,gegenüber den Militär­
gouverneuren eine z i v i leK a p i t u 1 a,t ion genannt. 

30) Albert Norden, Um die Nation, S. 127 
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Der -dann ins Leben gerufene Parlamentarische Rat umfaßte 
65 Personen, willkürlich aus den LänderparlamenteIl: aus­
gewählt. Fristgemäß begann er seine Beratungen, Wle ge­
wünscht, am 1. September 1948. Im Interesse der Irreführung 
der Bevölkerung hatte man, um eine nicht vorhandene Demo­
kratie vorzutäuschen, auch Vertreter der KPD in den Parla­
mentarischen Rat aufgenommen. Die kommunistischen Ab­
geordneten benutzten diese Berufung, um auch innerhalb des 
Parlamentarischen Rates gegen die Spaltung der Nation an­
zukämpfen. Bereits in seiner ersten Rede im Parlamentari­
schen Rat forderte M a x Re i man n die so f 0 r t i ge Ein­
stellung der Arbeit an der Bildung einer 
westdeutschen Separatvertretung, doch wurde 
dieser Antrag von der West-CDU, der FDP und auch der SPD 
niedergestimmt. 

Adenauer - Separatist von Jugend auf 
Als Präsident des Parlamentarischen Rates fungierte 

K 0 n I' a d Ade n aue r. Adenauer an der Spitze des Parla­
mentarischen Rates - das war nun freilich schon' ejn Pro­
gramm, nur kein nationales! 

Separatistische Gedankengänge und Projekte waren Konrad 
A-denauer von Jugend her vertraut, 1918 schon, als die von 
Dr. Dorten betriebene Bildung einer Rheinischen Republik am 
Volkswiderstand gescheitert ist. Damals, als Konrad Adenauer 
an der Spitze der Kölner Verwaltung stand - zwischen 1917 
und 1933 war er Oberbürgermeister der rheinischen Metro­
pole -, fand Gustav Stresemann, daß rue "Oberbürgermeister 
des heutigen Deutschland in Wirklichkeit neben den Groß­
industriellen die Könige der Gegenwart sind. Auf lange Zeit 
gewählt, viele unabsetzbar, sind sie mächtiger als die 
Minister", und er fügte dann die so überaus bezeichnende 
Charakterisierung hinzu: "Persönlich ist- Adenauer für Köln 
unzweifelhaft glänzend, 0 b im m e I' im Re ich s i n t e r­
esse handelnd, wohl zu bezweifeln."31) 

Die Berechtigung dieser Warnung ist inzwischen gerade 
durch Adenauers Tätigkeit an der Spitze der westdeutschen 
Bundesrepublik in vielfältiger Weise bestätigt worden, aber 
auch durch Adenauer selbst, durch seine zynische Äußerung 
gegenüber dem ehemaligen französischen Botschafter in BerUn, 
Francois-Poncet: " Vergessen Sie bitte nicht, daß 
ich der einzige deutsche Kanzler bin, der die 
Einheit Europas der Einheit seines eigenen 
Vaterlandes vorzieht."32) 

Erleichtert wurde Adenauerdie Zusammenarbeit mit den 
Amerikanern durch seine Familienverbindung mit amerikani­
schen Großkapitalisten, seine Verschwägerung mit dem Groß-

31) Stresemann, Vermächtnis, Bd. 11, S. 320 
32) Entschließung des 10. Parteitages 
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bankier und späteren USA-Hochkommissar J 0 h n M c C 1 0 Y , 
dem wiederum John Foster Dulles sehr nahe stand. 

Bei aller Willfähigkeit gegenüber den Wünschen und Be­
fehlen der Amerikaner war man sich im Parlamentarischen 

'Rat jedoch sehr wohl darüber klar, daß die Aufgabe, der man 
sich unterzog keine ehrenhafte war. "S i e be t r ach t e t e n 
si c h seI b s' tal s Q u: i si in g e und M a rio n e t t e n "33), 
hat einmal die "New York Times" Adenauer, Pferdmenges und 
Schumacher charakterisiert. So rang sich Adenauer vor del" 
Arbeitsaufnahme im Parlamentarischen Rat die Erklärung ab: 
"Es ist für mich, genau wie für jeden anderen Abgeordne~en 
des Hauses, eine schwere Entscheidung ge\vesen, ob man Sich 
bei dem heutigen Zustand Deutschlands zur Mitarbeit über­
haupt zur Verfügung stellen sol1."34) 

Aber im gleichen Atemzug sprach Adenauer bereits von 
einer "historischen 1\ltfgabe", die "unter Gottes Schutz mit 
dem ganzen Pflichtgefühl zu lösen" er sich berufen fühle. So 
wurde ihm die S p alt u n g der Nation zu einer his t 0-

r i s c h e n Mi s s ion, für deren Durchführung er G 0 t t e s 
Sc hut z anrief! - eine Blasphemie, der leider noch so viele 
Beispiele eines unerhörten Mißbrauchs der christlichen Reli­
gion folgen sollten. 

Unter dem Wissen, fr emd e Geschäfte zu besorgen, gab 
es im Parlamentarischen Rat gelegentlich einige Stockungen, 
so daß sich der so seltsame Zustand ergab, daß die Ameri­
kaner es r;nit der Konstituierung des westdeutschen Separat­
staates eiliger hatten als die Deutschen selbst, denen dieses 
Staatswesen angeblich "dienen" sollte. In dieser Not, bedrängt 
insbesondere durch die kommunistischen Aktionen gegen den 
Parlamentarischen Rat, wandte sich Adenauer am 2. Dezember 
1948 .mit der Bitte an die drei Militärgouverneure, ihm mit 
einigen Mitgliedern des Rates eine vertrauliche Unterredung 
zu gewähren, angeblich "um zu vermei-den, daß durch nach­
trägliche alliierte Einsprüche gegen das Gl'Iundgesetz die 
Arbeit des Parlamentarischen Rates vor der deutschen 
Offentlichkeit in Mißkredit gerate", in Wahrheit aber - denn 
gerade alliierte Einsprüche hätten dem Parlamentarischen 
Rat zur Ehre gereicht - um die Mitglieder unter Druck zu 
setzen und sie in verschärftem Tempo dem Willen der Ameri­
kaner zu unterwerfen. 

So kam denn eine Verfassung zustande, von der das deutsche 
Volk ausgeschlossen war, die nicht dem Willen der Nation und 
den deutschen Notwendigkeiten entsprach, sondern die diktie rt 
war von den Vor s tel I u n gen und den F 0 r der u n " 
gen f re m der M ä c lh te. Ungehört verhallten in dieser Not­
zeit unseres Volkes die ernsten Warnungen, die unentwegt aus 

33) Quisling, norwegischer Fasd1ist. 81s Ko1l8bor8teur Chef der norwegischen 
f8schistische n Marionettenregierung, 1945 hingerichtet 

34) Dzclcpy, Dc! Mythos um Adenauer, S. S9 
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dem Osten Deutschlands ergingen, gesamtdeutsche Interessen 
wahrzunehmen, gegen die Spaltung der Nation anzukämpfen und 
sich bewußt zu werden. daß Deutsche in dieser Zeit zumindest 
darum bemüht sein müßten, die Auswirkungen und die Dauer der 
willkürlichen Zerreißung zu begrenzen, 

Nuschkes Frage: Nutzt das, was ich rede oder tue, 
dem großen, gemeinsamen Vaterland? 

In diesen Tagen führte Otto Nuschke auf dem 3. Par t e i -
tag der CD U am 3. September 1948 aus: 

"Unsere geschichtliche Aufgabe ist, aus gesamtdeutscher 
Verantwortung heraus eine deutsche Politik zu betreiben und 
bei jedem WOTt und bei jeder poHtischen Tat uns immer unter 
schärfster Gewissensprüjuno die Frage vorzulegen: Nut z t 
das, was ich rede ode r tue, dem großen, ge­
me ins a m e n Va t e r l a n cI.? Nur so werden wir unserer 
geschichtlichen Verantwortung gerecht."35) 

Davon aber waren die Debatten und Entscheidungen im 
Parlamentarischen Rat weit entfernt. Sie haben dem großen 
gemeinsamen Vaterland nicht genutzt, sondern unsäglich ge­
schadet! Sie haben die Zerreißung der deutschen Einheit noch 
forciert , In dieser Hinsicht mutet es geradezu wie eine Selbst­
verspottung an, wenn Adenauer einmal davon sprach, man 
könne an Gottes Gerechtigkeit zweifeln, wenn man bedenke, 
daß er der K lug h e i t so eng e G ren zen g'e sei z t 
hab e, der D'\l m m h e i tab e r k ein e.3G) Nur daß beim 
Parlamentarischen Rat hinter der Dummheit der böse Wille 
stand, das Klasseninteresse einer kurzsichtigen Bourgeoisie, 
der nationale Verrat an Deutschland. 

Das Grundgesetz 
Am 8. Mai 1949, also am vierten Jahrestag der Kapitulation 

der deutschen Faschisten, stimmten die der CDU/CSU, der 
FDP und der SPD angehörenden Mitglieder des Parlamen­
tarischen Rates dem Grundgesetz zu. Vier Tage später wurde 
das Grundgesetz von den Westmächten, die mit dem Ergebnis 
sehr zufrieden waren, bestätigt und danach am 23. Mai 1949 
verkündet und in Kraft gesetzt. Die ver f ass u n g s -
rechtlichen Grundlagen des Westzonen­
staates waren fertig. 

Das Grundgesetz, also die auf fremden Befehl ausgearbeitete 
Verfassung des westdeutschen Staates, schuf ein föderatives 
Staatsgebilde. Oharakteristisch für den anti nationalen Ge.lst, 
der das Grundgesetz beherrscht, ist zum Beispiel Art i k e I 21, 
der festlegt, daß der westdeutsche Staat "seine souveränen 
Machtbefugnisse zwi sc h en staa tl ich en Ei TI ri ch­
tun gen übe r t rag e n" und seine "E i n will i gun g 

35) Dito Nuschkc, Reden und Aufsätze, S. IIS 
36) Klein, Separatisten an Rhein und Ruhr, S.12 
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in die Beschränkung seiner Hoheitsrechte" 
erklären kann. , f! , dig 

Dadurch wird dieser marionettenhajte ,Staat 0 et: 'U~ 11. 

~'einem gefügigen WeTk~eug der T~~S~~~U~g 
Be s atz u. 11. g s b e h Ö T cl e n "b e 'I. .cl e T D u ~atsächZich 
ihrer aggressiven Plane '1.11. EUTopa. 
ist die Bonner Verfassung' nUT ein Anhängsel des sog~nannten 
JBesat;ungsstatuts<~ das :vvestdeudtschF lankd v?c~:e:o~:~st:~~:g:~ 
der USA Großb1'1tanntens un ran Tel., .' 
wurde . . .' Zugleich ist es völlig 0ff.enkund'l.O, daß dte Btlt~:~ 

~~~~~T~~P~~~~:~~~1:~ ~~~!fi~~ee:~;~~~:~nge::c~7a~~~ ist, 
die in Verletzung der BeschWsse der, pots~ameT KdOn;ere:z ~~~ 
den Regierungen der USA, GToßbrtt,anntens un ff37Tan Te'/. 
im Laufe der letzten drei Jahre betneben wurde. ) .' . 

Nicht enthalten im Grundgesetz waren selbstversta~dhch 
il'gendwelche Bestimmungen, die, entsprechedn~ dencir~~graurg~~ 
Beschlüssen den deutschen Monopolen un em 
besitz irgendwelche Einschränkungen auferlegten. 

VI. 
Nationale Antwort auf den Bonner Verrat 

Volkskongreß wider Volksverrat 
Der Spaltungspolitik der Westmächte ~.nd der de~tsch~~ 

Großbourgeoisie sowie der rechten SPD-1!'uhrung tS~~ ~~nen 
patriotischen Kräfte Ostdeutschlan~s etnen en s 1.. je 
Widerstand entgegen, verbunden mit dem ~ampf fur d 
SeI b s t b es tim m u n g der deutschen Nabon. . 

Angesichts des immer deutlicher hervortretenden natl.?nal~n 
Notstandes beschloß der 2. Parteitag der S~?, durchgefuhrt

D
lll 

den Tagen vom 20. bis 24. September 1947, fur den 6. und J' f~; 
zember 1947 einen Deutschen V0.1k~kon~re 
Einheit und gerechten Frieden nach Berhn elflzubelufen .. 

An dem Kongreß nahmen 2215 Delegierte aus allen .soZlale~ 
Schichten des deutschen Volkes sowie aller Parteien ~n 
Massenorganisationen teil, darunter - trotz de~ gro en 
Schwierigk,eiten die ihnen in Westdeutschland bereitet w~:­
den _ 664 deutsche Bürger aus der Bizone und aus der fr~~~~ 
sischen Besatzungszone. Der Deutsche VOlksk°ußngreß .w. t 
eine D e leg a t ion, die auf der Londoner A enIDID1S er~ 
konferenz den Willen des deutschen Volkes <:larlegen s~lltes~~l 
Delegation gehörten u. a. die beiden Vorsitzenden er , 
Wilhelm Pieck und Otto Grotewohl, für die CDU Otto Nuschke 
und Dr. Lobedanz an. . 

In einer einmütig verabschiedeten Entschl!eßu~g d~ ~e~~ 
schen Volkskongresses wurde dem Willen der Nabon wie 0 
Ausdruck gegeben: 

UdSSR an die Regierungen der _ USA, Groß-
37) Note der Regierung de~ 

britanniens und Prankreldls vom I. Oktober 1949 
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"Das deutsche Volk wünscht einen den Grundsätzen der Be­
schlüsse der alliierten Mächte in Jalta und Potsdam ent­
sprechenden Frieden, der ihm die Gleichberechtigung mit den 
andern Völkern zusichert, ihm eine freie demokratische Ent­
wicklung und die völlige Wiederherstellung seiner nationalen 
Unabhängigkeit ermöglicht. Das deutsche Volk ist tief von 
dem Willen durchdrungen, die Kräfte des Krieges in seinem 
Lande unschädlich zu machen, die demokratischen Kräfte zu 
stärken und damit zur Sicherung des Friedens beizutragen, 

Das deutsche Volk wünscht, daß der Friedensvertrag die 
wirtschaftliche und politische Einheit gewährleistet oder daß 
dem deutschen Volke das Recht zuteil wird, dur c h ein e 
Volksabstimmung selbst zu entscheiden. EIne 
Auf teilung Deutschlands in Staaten oder Zonengebiete würde 
den Aufbau der deutschen Wirtschaft und die Erfüllung der 
Reparationsverpjlichtungen gefährden, .. 

Das deutsche Volk wünscht von der Konferenz der Außen­
minister in London die Bi I du n gei n erz e n tr ale n 
d e u t s c h e n R e g i e ru n g aus Vertretern aller demo­
kratischen Parteien, Diese Regierung soll auf der Friedens­
konferenz gehört werden und die Aufgabe haben, den Frie­
densvertrag zu unterzeichnen. 

Das deutsche Volk wünscht, daß nach der Unterzeichnung 
des Friedensvertrages dur c h a II g e m ein e, g lei c h e, 
geheime und direkte Wahlen eine National­
ver s a mm Iun .. g ge w ä h lt wir d, welche die Aufgabe 
der Ratifizierung des Friedensvertrages hat. 

Der Deutsche Vollcskongreß für Einheit und gerechten 
Frieden erhebt diese Wünsche im Bewußtsein der großen Ver­
antwortung, die das deutsche Volk den andern Völkern gegen­
"Über trä"gt. Die versammelten Frauen und Männer sind ent­
schlossen, ihre ganze Kraft für eine friedliche Verständigung 
mit den andern Völkern einzusetzen." 

Im Einklang mit diesem Programm nationaler Selbsthilfe 
unterbreitete die"'sowjetische Delegation der Londoner Konfe­
renz konkrete Vorschläge für die Erhaltung der politischen und 
wirtschaftlichen Einheit Deutschlands und den Abschluß eines 
Friedensvertrages. Gleichzeitig forderte die sowjetische Dele­
gation die Außenminister auf, Vertretern des deutschen Volkes 
Gelegenheit zu geben, den deutschen Standpunkt darzulegen. 
Sämtliche Vorschläge wurden jedoch von den Westmächten 
abgelehnt. ' 

Allerdings hatten bereits die ersten Tage der Londoner 
Außenministerkonferenz erkennen lassen, daß die Westmächte 
mit der vorgefaßten Absicht nach London gekommen waren, 
Bindungen auszuweichen, um freie Hand zu gewinnen für dje 
Fortführung ihrer Spaltungspläne. So wurde die Eröffnung der 
Konferenz von der Westpresse mit Kommenta7en begleitet, die 
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nachweisen" sollten daß die Konferenz Erfolg nicht haben 
könne. Sehr bald w~rde denn auch der Zusa~.me.nbruch d«=:r 
Konferenz von den Westmächten pi a n maß 1 g herbeI­
geführt. 

Nachdem die Westmächte drei Wochen hindurch jeden Fort­
schritt der Verhandlungen verhindert hatten,. stellte de~ 
britische Außen minister Bevin die provokatorIsche Fra~e. 
Ist der Außen ministerrat überhaupt die 

instanz, die das deutsche Problem jemals 
1 öse n wir d 1;' Anschließend beantragte der Außen­
minister der USA Marshall, die Konferenz zu ver tag e n , 
ohne auch n~r einen Termin für eine.neue 
Be rat u n gin Aus sie h t zu n e h m e n! Damit war 
die Konferenz gesprengt. 

Ausgehend von der Lehre de~' Geschichte, .daß Passivität in 
Notzeiten ein schlimmes übel 1st, erfaßte dle yolkskongreß­
bewegung, der Widerstand geg~n eir:te auf brel.ter Front. zum 
Angriff angetretenen WeltreaktlOn, lmmer breltere KreIse. 

Zur gleichen Zeit wurde von den reaktionären Kräften in 
ei~er Reihe europäischer Staaten der Versuch untern?mmen~ 
die Einheit der demokratischen Kräfte zu spalten. ~as außerte 
sich z. B. darin, daß in den Ländern WesteUJ;op~s die ko~m~­
nistischen und Arbeiterparteien aus den an tl f a s ChI S t 1-
sc h e n Re g i e run gen des Jahres 1945 hin aus­
man ö v r i e r t und daß in den Ländern der neuen De~o­
kratie Verschwörungen mit dem Ziel organisiert wurden, diese 
Staaten in die Abhängigkeit vom anglo-amerikanischen Im-
perialismus zu bringen. . 

In diesem Zusammenhang muß man den Ver s u c h 
Jak 0 bK ais e r s sehen, im Sommer 1947, vier Wochen nach 
Proklamation des Marshall-Planes, den BIo c k der 
antifaschistisch-demokratischen Kräfte zu 
s p ren g e n."38) 

Im Rückblick auf den ersten Deutschen Volkskongreß schrieb 
Otto N u s c h k e am 15. Januar 1948 in der "Neuen Zeit": 

Es war ein großer harmonischer Zusam-
m'~nklang ein stolzes und würdiges Be-
kenntnis ~u einem gerechtenFrieden", 
und danach, in scharfer Zurückweisung der "Einwände" Jakob 
Kaisers: 

Völlig unverständlich ist mir die Sorge Jakob Kaisers, d.er 
V;Zkskongreß könne ,die Blockpolitik ablö~en'. Nein, das tst 
nicht beabsichtigt. Der Volkskongreß hat dle konkreten Auf­
gaben, die in seiner Bezeichnung umrissen ~ind. !Er wird. an 
dem Tage seine Existenz aufgeben, an dem SClne Zlele errelcht 
sind. 

38) Thesen zur Geschichte der CDU in: Dokumente dt!r CDU, Bd. l , 5.12 
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Bis dah.in aber wird er unermüdlich und 
eisern entschlossen sein, das deutsche Volk 
zu wecken und zu mahnen, das von den 
Vätern überkommene köstliche G'ut der Ein­
heit sich kämpfend zu erhalten. Er wird in 
allen Zonen d'ie große Kontrollinstanz für 
die Parteien und Personen sein, die in die­
ser Daseinsjrage versagen." 

In den Vordergrund traten nunmehr auch innerhalb unserer 
Partei die fortschrittlichen Kräfte. Den Durchbruch brachte 
der 5. Parteitag in Leipzig, auf dem Otto Nuschke zum -Vor­
sitzenden der Partei gewählt wurde, ein Amt, in dem er bis zu 
seinem Tode am 27. Dezember 1957 stets aufs neue bestätigt 
worden ist. Am 11.\ und 12. Februar 1948 erneuerten die da­
maligen Landesvorsitzenden der CDU auf ihrer Tagung in 
Berlin die Zustimmung zur Volkskongreßbewegung und be­
kundeten gleichzeitig ihren entschlossenen Willen, mit aUen 
Mitteln der Gefahr der weiteren Spaltung Deutschlands ent­
gegenzutreten. 

Volksbegehren für Einheit und ger echten Frieden 

Wenige Tage später, am 17./18. März 1948, trat in Berlin der 
zweite Deutsche Vplkskongreß zusammen. Wiederum berat­
schlagten deutsche Bürger aus dem Osten und Westen unseres 
gemeinsamen Vaterlandes einmütig über .die Rettung der 
Nation. Als nationale Repräsentation wurde der D e u t s ehe 
V 01 k s rat gebildet, dem je 200 Vertreter aus dem Osten 
und dem Westen Deutschlands angehörten. Den wichtigsten 
Beschluß dieser Beratungen bildete der Ruf zu einem 
Volksbegehren für Einheit und gerechten 
F ri eden. 

In zahlreichen Reden und Aufsätzen setzten sich auch die 
fortschrittlichen Politiker der CDU für den Erfolg des Volks­
begehrens ein. Scharf rechnete Otto Nuschke dabei erneut mit 
Jakob Kaiser ab, von dem er sagte, daß er "g-egen den VoU::s­
kongreß beinahe noch heftiger anstürmt als gegen den Marxis­
mus."39) 

Heute wissen wir, daß Kaiser und seinesgleichen deshalb so 
handelten, weil die Volkskongreßbewegung durch ihren Kampf 
gegen die Spaltung Deutschlands ein Hindernis für die Pläne 
des Westens war und die Durchführung der Zerreißung 
Deutschlands verzögert hat. Es war in diesen Tagen, daß die 
Londoner "Times" ihrem Bedauern darüber Ausdruck gab, daß 
der Westen durch die Tätigkeit des Deutschen Volksra,ts noch 
nicht in der Lage sei, die so harbnäckig vertretenen Pläne zu 
realisieren. 

39) . Neue Ze il· vom 2-2. Januar 19(8 
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D'er Vorstand der CDU forcierte in einem am 5. Mai 1948 er­
gangenen Aufruf nachdrücklich die christliche Bevölkerung 
auf l sich am Volksbegehren zu beteiligen. In dieser Kund­
gebung hieß es: 

"Sollen wir nun resignieren? Noch nie ist die Gefahr der Zer­
reißung Deutschlands .so groß gewesen wie heute. Wir setzen 
den Kampf um die Einheit Deutschlands fOTt. Die Einheit 
Deutschlands war und bleibt die unabdingbare Forderung der 
Christlich-Demokratischen Union. Darum zeichnet euch ein 
in die Liste des Volksbegehrens tür die deutsche Einheit und 
einen gerechten Frieden," 

Das Volksbegehren für Einheit und gerechten Frieden wurde 
in den Tagen vom 23. Mai bis zum 13. Juni 1948 durchgeführt. 
Bereits am er s t e n Eintragungssonntag leisteten mehr als 
50 Prozent der WahlQ.erechtigten über 18 Jahre in Ostdeutsch­
land ihre Unterschrift und legten dabei ein eindrucksstarkes 
B~kenntnis zur nationalen Einheit und zum Frieden ab. Ins -
gesamt zeichnetetl sich während des Volks­
begehrens 13124387 Personen in die Listen 
ein. Das sind rund ein Drittel aller Wahlberechtigten in 
all e n Zonen und Ländern unseres Vaterlandes. W a h r -
haft überWältigend waren die Ergebnisse 
i n den 0 s t d e u t s ehe n L ä n der n. In Sachsen lei­
steten 97,1 Prozent der Einzeichnungsberechtigten ihre Unter­
schrift. In Sachsen-Anhalt beteiligten sich 96,2 Prozent am 
VOlksbegehren, in Meck1enburg 95,9 Prozent, in Thüringen 
95,1 Prozent und in Brandenburg 92,5 Prozent, 

Gestützt auf diese Abstimmung entwickelte der Deutsche 
Volksl'at in knapper Formulierung das Programm der natio­
nalen Selbsthilfe. Diese Kundgebung lautete: 

"Gegen die Londoner Empfehlungen hat sich eine Einheits­
front des gesamten deutschen Volkes gebildet. Das deutsche 
Volk hat erkannt, daß es das Schicksal der Spaltung und 
Unterwerfung nicht tatenlos hinnehmen kann, zu dem es in 
London, ohne gehört und gefragt worden zu sein, verurteilt 
wurde. In dieser Entscheidungsstunde der Nation fordert der 
Deutsche Volksrat, legitimiert durch das Ergebnis des Volks­
begehrens: 

1. die Anerkennung der Einheit Deutschlands und den Ver­
zicht auf den Weststaat, 

2. eine gemeinsame Verfassung, eine einheitliche WähTung 
und freie Wahlen zu einer gesamtdeutschen Nationalver­
sammlung. 

3. die Aufnahme von FriedensveThandlungen, genaue Be­
grenzung deT zu leistenden Reparationen und Abzug deT 
Besatzungstruppen. 
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Der Deutsche Volksrat ruft die gesamte deutsche Bevölke­
rung auf, für die Erreichung dieser Ziele einzutreten und den 
Weg der nationalen Selbsthilfe, deren Maßnahme das Volks-

I begehren war, konsequent zu Ende zu gehen. Der Wille eines 
Volkes läßt sich auch durch die Gewalt nicht brechen. Das 
Recht ist auf unserer Seite. Auch in Deutschland gehört die 
Zukunft den demokratischen ·Kräften." 

Nationale Front 
Aus dem Willen heraus, noch in letzter Stunde 

die Spaltung der Nation und die erhöhte Gefahr für den 
Frieden abzuwenden, rief der Deutsche Volksrat für den 
15./16. Mai zur Wahl der Delegierten für den D r i t te n 
D e u t s c h e n V 0 I k s k 0 n g r e ß auf. An den Wahlen be­
teiligten sich 12887234 der Stimmberechtigten, das sind 
95,2 Prozent. Davon stimmten 7943949 mit Ja (66,1 Prozent). 

Der Dritte Deutsche Volkskongreß wurde am 30. Mai 1949 in 
der festlich geschmückten Staatsoper zu Berlin von Wilhelm 
Pie c k eröffnet. Aus den Wes t z 0 n e n waren trotz der 
Schwierigkeiten, die ihnen von der Westpolizei an der Grenze 
gemacht wurden, 5 0 0 Dei e g i e r t e nach Berlin ge­
kommen. Verhaftet wurde auf der Fahrt nach Berlin Max 
Reimann, der Vorsitzende der KPD - eine Willkürmaßnahme 
gegen die der Volkskongreß sofort protestierte. . 

. Einmütig. verabschiedete der Dritte Deutsche Volkskongreß 
em ManIfest an das deutsche Volk .mit Vor­
schlägen für die Lösung der deutschen Frage und den Ab­
schluß eines Friedensvertrags. Ausgehend davon daß Einheit 
und Frieden uns nicht geschenkt, sondern von ~ns selbst er­
rungen werden müssen, rief der Dritte Deutsche Volkskongreß 
zur. Bildung der Nationalen Front des demo­
kratischen Deutschland auf: 

,,!Fs geh~ um den Zusammenschluß aller national gesinnten 
Krafte. D1.e Spaltung unseres Vaterlandes trifft jeden Deut­
schen und reißt die Familien auseinander. Sie gefährdet den 
Arbeitsplatz, bedroht den Bauernhof, lähmt den Handel und 
den Verkehr, vern~chtet den deuts.chen Arbeitsmarkt und 
hindert -den Austausch kultureller und geistiger Werte. Ar­
bei!er, Bauern, Handwerker, ~Fabrikanten, Kaufleute und 
Ge1.stesschaffende: ihr alle gehört in die Nationale Front. 
Immer breitere Schichten unseres Volkes empfinden den natio­
nalen Kampf für Einheit und Frieden und Abzug der Be­
satzungstruppen als das Gebot der Stunde. 

Die Nationale Front richtet sich nicht gegen andere Völker 
sie hat nichts mit Nationalismus zu tun. Sie will Verständigung 
und Freundschaft mit allen Völkern der Erde. Sie bekämpft 
darum auf das entschiedenste die KTiegstreiberei gegen die 
Sowjetunion und gegen die Volksdemokratien. Sie weiß sich 
eins mit den Friedenskräften deT Welt deTen wachsende 
Stärke in den WeltfTiedenskongressen tlnd im Widerstand 
gegen den Atlantikpakt zum Ausdruck kommt. 
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Gegenüber der in Westdeutschland und im Westen Berlins 
betriebenen Kriegshetze stützen wir uns auf die Festigung der 
friedfertigen antifaschistisch-demokratischen Ordnung in der 
Ostzone, auf den Friedenswillen der Massen und die Aus­
breitung der Volkskongreßbewegung auch im Westen. 

Das ist der Weg ZUr Unabhängigkeit, zur 
Einheit Deutschlands, zum gerechten Frie­
den und zum Abzug der Eesatzungstruppen. 
Nur so kann die Nation gerettet werden." 

Im Rahmen der Nationalen Front hat dann in den weiteren 
Jahren auch die CDU ihre Arbeit für den Sieg des Sozialismus 
und für die Erhaltung des Friedens geleistet. Mit Recht wurde 
daher in der Entschließung unseres 10. Partei­

. tag s die Feststellung getroffen: 

"Die schöpferische Mitarbeit der Christlich-Demokratischen 
Union am sozialistischen Aufbau voUzieht sich im Ringen der 
Nationalen Front des demokratischen Deutschland. Dieser um­
fassenden patriotischen Bewegung, die unter der Führung der 
Arbeiterklasse und ihrer Partei alle Kreise unserer Bevölke­
rung in den Aufbau des Sozialismus einbezieht, gehört auch 
unsere Partei als unlöslicher Bestandteil an. Alle demokra­
tischen Kräfte, auch die Mitglieder unserer Partei, sind mit­
verantwortlich für die Arbeit der Nationalen Front. Unsere 
Mitglieder haben den gesellschaftlichen Auftrag unserer Partei 
erst dann richtig verstanden, wenn sie selbst sich als Mit­
arbeiter der Nationalen Front, als Verfechter ihrer Ziele be­
greifen. In der Nationalen Front des demo­
kratischen Deutschland manifestiert sich 
die zunehmende politisch-moralische Ein­
heit unserer schaffenden Bevölkerung , die 
sich mit dem weite ren Voranschreiten des 
sozialistischen Aufbaus immer deutlicher 
her aus b i l d e t." 

Die DDR - Wendepunkt in der Geschichte Deutschlands 
und Europas 

Mit der Gründung der Deutschen Demokratischen Republik 
wurde den Spaltern Deutschlands eine von nationalem Verant­
wortungsbewußtsein geprägte Antwort erteilt und in einem 
Teil Deutschlands die Vergangenheit endgültig bewältigt. Nach 
der Bildung des separaten Weststaates forderten die Mitglieder 
des Präsidiums des Deutschen Volksrats und des anti­
faschistisch-demokratischen Blocks, die legitimen Sprecher der 
Nation, in einer gemeinsamen Sitzung den Deutschen Volksrat 
auf, sich zw' Wahrung der nationalen Interessen gemäß der 
vom Volksrat beschlossenen Verfassung der Deutschen Demo­
kratischen Republik zur provisorischen Volkskammer der DDR 
umzubilden und eine verfassungsgemäße Regierung zu bilden. 

~o 

Zum Präsidenten der De~tschen Demokratischen Republik, 
der ersten deutschen Arbeiter- und Bauernrepublik wurde 
W i I hel m Pie c k gewählt, zum Vorsitzenden des Minister­
rats 0 t t 0 G rot e W 0 h 1. Als PräSident der Volkskammer 
wurde D r. Die c k man n gewählt. Der Parteivorsitzende der 
CDU, 0 t toN u s c h k e, gehörte der Regierung als stell­
vertretender Ministerpräsident an. 

U~mittelbar nach der Konstituierung der DDR übergab die 
RegIerung der Sowjetunion die Verwaltungsfunktionen die 
bisher der sowjetischen Militäradministration zustande~ in 
deuts~e Hände. Die Kontrolle der Erfüllung der Potsda:ner 
Beschluss.e un? der anderen Deutschland betreffenden gemein­
sam~n. VIermachtebeschlüsse wurden ein~r neu geschaffenen 
sOWJetIschen Kontrollkommission übertragen . 

Geboren aus dem Geist nationaler Verantwortung hat die 
De~tsdle Demokratische Republik vom ersten Tage ihrer 
EXIstenz an der Sache der Wiedervereinigung und der Er­
haltung des Friedens treu gedient. 

"De~. Weg im :'Vesten", so hieß es in der Re g i e run g s­
er k I a run g, ,,1St der gleiche Weg in Verderben Not und 
~?d, auf ?em einst Hitler das deutsche Volk in der:: Abgrund 
fuhrte. DI~ dro?en~e Gefahr eines imperialistischen Krieges 
~~t uns mIt gebIeterIscher Notwendigkeit die Aufgabe gestellt 
fur den ~ampf zur Wiedervereinigung Deutschlands, für de~ 
demokratIschen Neuaufbau und für den Frieden eine wir­
k~ngsvolle und starke Führung zu schaffen. Dazu haben wir 
dIe Deutsche Demokratische Republik konstituiert und die 
provisoris~e Regierung gebildet. 

Die provisorische Regierung der Deutschen Demokratischen 
Repub~~ ist sich dabei dessen bewußt, daß sie ihre Aufgabe 
nur erfül~en kann, wenn sie einen neu e n Weg, den Weg 
des Fr 1 e den s und der Dem 0 k rat i e beschreitet." 

~iesen W:eg des Friedens und der Demokratie hat die DDR 
seItdem strIkt und. konsequent innegehalten, gestützt auf das 
gr.oße Lager. 9-es Friedens unter der Führung der Sowjetunion, 
mIt dem SIe durch den Warschauer Vertra g über 
Freundschaft, Zusammenarbeit und gegenseitigen Beistand 
«=:ngstens verbunden .. ist, und so in Erfüllung ihres geschicht­
lIchen Auftrags dafur gesorgt, daß nie Wieder von deutschem 
Boden aus ein Krieg seinen Ausgang nimmt. So kann das 
Dokument des Nationalrats in seinem ersten Abschnitt fest­
stellen: 

.. ?n . der Deutschen Demokratischen -Republik in der Im­
peTlaZtsmus u.nd Militarismus ein für allemal übe;wunden sind 
in d~~ di~ Ausbe'll:~ung der arbeitenden Menschen für imme; 
besethgt. tst, verkorpern sich die demokratischen humanisti­
schen, fnedZichen und sozialistischen Traditionen d~s deutschen 
Volkes. Hier regiert das Volk - Kommu.nisten und Nicht­
kommunisten, Christen und Atheisten - vereint in der Natio-
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nalen Front des demokratischen Deutschland und im Block der 
demokratischen Parteien. Hier hat alles seine Heim­
statt. was es in der deutschen Geschichte 
an Gutem. Schönem und Fortschrittlichem 
gib t. Der jahrhundertelange Kampf der besten. klügsten und 
fortschrittlichsten Menschen des deutschen Volkes gegen Mili­
tarismus und Reaktion. nicht zuletzt auch vieler der besten. 
talentiertesten und fortschrittlichsten Vertreter der Wissen­
schaft und Kunst. findet hier seine Erfüllung. Die s e r 
erste sozialistische Staat des deutschen 
Volkes hat die imperialistische Vergangen­
heit überwunden und ist der Zukunft. einer 
Welt d' es Friedens und des Sozialismus zu­
gewandt. Er fühlt sich eng verbunden mit der 
großen Zahl wes t d e u t s c her Bürger. die tapfer und 
unter großen persönlichen Opfern den kampf um Frieden. 
Demokratie. Humanismus und Sozialismus in der imperia­
listischen westdeutschen Bundesrepublik führen." 

Von dem auf fremden Befehl und für fremde Zwecke zu­
stande gekommenen Separatstaat aber heißt es in dem Doku­
ment: 

"In der westdeutschen Bundesrepublik herrschen heute 
wieder Menschenverachtuny, Ausbeutung, klerikales Dunkel­
männertum, Geld- und Eroberungsgier und Militarismus. Das 
heißt, in der westdeutschen Bundesrepublik wird - durch eine 
Scheindemokratie getarnt - alles konserviert und belebt, was 
es in der deutschen Geschichte qn Rückständigem, Barbari­
schem und Unmenschlichem. an Dummheit und Borniertheit­
gegen das eigene Volk und gegen andere Völker - gibt. Dieser 
westdeutsche Staat ist der Vergangenheit, einer überlebten 
Zeit der Ausbeutung und des Krieges, zugewandt." 

Vll. 
Die Konstituierung der Bundesrepublik 
Bundeskanzler mit ' einer Stimme Mehrheit 

Nach der Inkraftsetzung des Grundgesetzes hatte die west­
deutsche Bevölkerung am 14. August 1949 den ersten B u n -
des tag zu wählen. Das dafür ausgeklügelte Verfahren war 
sehr kompliziert, darauf abgestellt, die Opposition und die 
kleineren Parteien zu behindern und zu schwächen. Von den 
insgesamt 400 Abgeordneten des Bundestages wurden 240 
direkt in den Wahlkreisen mit absoluter Mehrheit gewählt. 
Der Rest der Stimmen wurde auf Landesergänzungslisten ver­
rechnet, auf denen weitere 160 Abgeordnete ein Mandat er­
hielten. Eine sogenannte F ü n f - Pro zen t - K lau sei 
machte diese Zuteilung jedoch davon abhängig, daß die Par­
teien mindestens 5 Prozent aller Stimmen erhalten oder in 
e inem Wahlkreis ein Direktmandat erlangt hatten. 
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. Wie gleichgültig der ohne die Beteiligung des Volkes ge­
bII~ete Wes~zonenstaat den Wählern war, spiegelte sich auch 
darm, da~ Slch nur 78,5 Prozent der Wahlberechtigten an der 
~rsten StImmabgabe beteiligten. "Das Ergebnis der Wahlen 
m den wes~deutschen Bundestag zeigt", so kommentierte Otto 
Nuschke dIe. Haltung der Wähler, "daß die Wähler bereits 
un.~er ~em ~mdruck des Unabänderlichen standen." Und auch 
spater Ist dieser Staat nie populär geworden. . 

.. Schon die. ~erteilung der Mandate war sehr charakteristisch 
fur das pohtIsc:he .~yst.em der Bundesrepublik. Während die 
Deutsche Par.tel, fur dIe 940 088 Stimmen abgegeben worden 
waren, "l1:nd die Bayern-Partei mit 986606 Stimmen je 17 Man­
?ate erhlelten, entfielen auf die beträchtlich stärkere KPD mit 
Ihren 1360 433 Stimmen nur 15 Abgeordnete! 

Zum Bundespräsidenten wurde Theoqor Heuß gewählt zum 
Bundes~anz~er Ko~rad Adenauer, und zwar mit der k1ei~sten 
~ehr~elt ~lt ?er Je ~ine Regierung sich installiert hat, näm­
h~ ~mer emzlg~n StImme! Und diese Stimme war noch dazu 
die eIgene. In semem bekannten Zynismus hat übrigens Kon­
rad 7'-denauer aus diesem Sachverhalt nie ein Hehl gemacht 
"Da lch fest ~ntschlossen war", so "rechtfertigte" er sich seine~ 
Sohn ge~enuber, "die Wahl anzunehmen, hätte ich es für 
Heuchelei gehalten, wenn ich nicht mich selbst gewählt h '·11 " 

A f d ' a e. 
U leser s c h mol e n, 0 n g e sie h t s d e r S c h we r e 

der ~.ev o~stehend .en Entscheidungen völ lig 
u n z u Ion g 1I c h e n Ba s i s sind dann Zug um Zug die Fak­
ten g.eschoffen worden, die heute den Weg des deutschen Volkes 
blockieren, is~ .die Politik der Spaltung der Nation durch ~ie nach­
fol.gende Politik der Integration ständig weiter verschärft worden. 
NI: ober wurden ~chicksol~~rogen der Nation, Frieden oder Krieg, 
Abr~stung oder Wlederoufrustung, Wiedervereinigung oder Inte­
gr?tlon dem V 0 I k zur Stellungnahme 'untel"lbreitet. Auch in den 
spateren '-':'ahlen spj~lten diese Fragen niemals eine Rolle. Die 
M e.h r h.e f t v0!1 e .. 1 ne r S tim me genügte der Bonner Demo­
kratie, hmter dem Rucken der Nation eine Politik durchzuführen, 
deren Konsequenzen do s deutsche Volk nicht 
gewollt hat! 

Separatismus, Antikommunismus und politischer Klerikalismus 
als Programm 

. Schon. die erste Erklärung Adenauers vor dem Bundestag 
ließ dreI Grundl~gen seines Regierungsprogramms erkennen: 
den Separatismus, den Mißbrauch des Chri­
sten.tums un~ den Antikommunismus. Daher der 
~atz. I.n der .Regierungserklärung: "Alles, was wir tun, wird 
mS~)Inert sem von dem Geist westlicher, christlicher Zivili­
satlOn. ". Das war denn freilich ein Widerspruch in sich. Denn 
der Geist der wes t I ich e n Zivilisation, den Adenauer im 
Auge hatte, war der u n c h r ist 1 ich e Geist des Krieges, 
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der Unterdrückung und Ausbeutung der Völker. Zu~leich ent­
hielt das Bekenntnis zur wes tl ich e n Zivilisation eine 
Absage an Europa , der gemeinsamen Schöp­
fung der Völker des europäischen Westens 
und 0 s t e n s. Indem Adenauer Westdeutschland einem 
noch dazu von einer überseeischen Macht geführten Block 
eines Te i leu r 0 p a eingliederte, gab er damit zugleich die 
nationale Einheit Deutschlands preis. 

Eine Kampfansage an Deutschland bedeutete auch die Er­
richtung eines besonderen 0 s t m i n ist e r i ums , heuch­
lerisch "Ministerium für gesamtdeutsche Fragen" betitelt. Die 
Aufgaben, die diesem Ministerium oblagen, bestanden in der 
ständigen Einmischung in die inneren Angelegenheiten Ost­
deutschlands, der späteren Deutschen Demokrati.schen Re­
publik, in der Organisierung der Spionage, der Sabotage und 
des Kalten Krieges gegen die ostdeutsche Wirtschaft. Die 
Deutsche Demokratische Republik, der einzige rechtmäßige 
deutsche Staat, der sowohl die Potsdamer Beschlüsse als auch 
das nationale Selbstbestimmungsrecht des deutschen Volkes in 
umfassender demokratischer Legitimität unter Respektierung 
der historischen Gesetzmäßigkeit der gesellschaftlichen Ent­
wickhmg verwirklicht hatte, wurde in völliger Umkehrung der 
Tatsachen von der Bonner Regierung zur Irr e d'e n t a er­
klärt, zu einem Gebiet also, das, vom Mutterlande getrennt, 
mit Waffengewalt wieder heimgeholt werden muß. 

Auch dieser Rückgriff auf bürgerlich-chauvinistische Vor­
stellungen, die im vergangenen Jahrhundert von Italien aus 
ihren Ausgang genommen hatten, diese Verzerrung des natio­
nalen Gedankens, um ein Sprungbrett für Aggressionsakte zu 
gewinnen, war charakteristisch für den reaktionären Charakter 
der Bundesrepublik. 

Bereits in ihrer Konstituierung ließ so die Bundesrepublik 
jeden Sinn für die politische Realität, für das Kräfteverhältnis 
in der Welt und für die deutschen Staatsnot\yendigkeiten ver­
missen. 

"Ähnlich wie Hitler am Vorabend seines Selbstmords den 
Untergang des deutschen Volkes begrüßte, weil es ihn nicht ge­
nügend unterstützt habe, handelt heute die westdeutsche Groß­
bourgeoisie nach seinem Motto: ,Wenn wir nicht ganz Deutsch­
land erobern können, dann zum Teufel mit der NatiOn.' Das ist 
der geschichtliche Weg, den die deutsche Bourgeoisie zum Un­
gWd, des deutschen Volkes von 1871 bis heute zurückgelegt hat." 

(Aus dem Dokument des Nationalrats) 

Bonn muß durch Deutschland überwunden werden 
Nach der Konstituierung der Bundesrepublik stellten die da­

maligen Vorsitzenden der Landesverbände der CDU am 
22. September 1949 mit tiefer Trauer fest, "daß nach der end­
gültigen Konstituierung des deutschen Weststaates die Einheit 
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Deut schlands auf Chund der Londoner ,Empfehlungen' zer­
rissen worden ist. Der Weststaat ist nicht aus gesamtdeutschem 
Willen entstanden, seine Grenzen und seine Verfassung gehen 
auf diktatorische Auflagen der westlichen Siegermächte zUM 
rück. Das Grundgesetz von Bonn bedeutet nicht die Schaffung 
einer neuen deutschen Souveränität; denn das Besatzungs­
statut geht in allen entscheidenden Fragen deutschen Rechten 
vor. Die westdeutschen Wähler haben zwar jenen Bundestag 
gewäh"r. t, den fremdes Machtgebot vorschlug, aber die Frag...e 
der Einheit unseres Vaterlandes ist nicht zu einer freien 
Volksabstimmung gestellt worden ... Die CDU der sowjeti­
schen Besatzungszone bedauert, daß durch die Einrichtung 
eines Ostministeriums, das man schamhaft in letzter Stunde 
als Ministerium für gesamtdeutsche Fragen getarnt hat, die 
Zonengräben noch vertieft werden. Die Besetzung des Mini­
steriums durch Jakob Kaiser, der sich in seiner ganzen letzten 
Entwicklung als einseitiger Vertreter westlicher Politik er­
wiesen hat, wird keine Förderung gesamtdeutscher Interessen 
bedeuten, sondern nur zu einer bedauerlichen Verschärfung . 
der Gegensätze in Ost und West beitragen . .. Bonn muß durch 
Deutschland überwunden werden."t;o) 

Adenauers erste Amtshandlung 
Als erste Amtshandlung unterzeichnete Konrad Adenauer 

einen Vertrag mit den Vereinigten Staaten über die Beteili­
gung Westdeutschlands am M ars h a 11- P 1 an, dessen 
Grundlage, wie bereits dargelegt (s. S. 24), die Spaltung Europas 
und die Einbeziehung europäischer Länder in die amerika­
nische Aggressionspolitik bildet. Mit dem Beitritt zum 
Marshall-Plan begann dann die so unheilvolle Politik der so­
genannten Integration. 

Vill. 
Iiltegration als nationale Kapitulation 

Anspruch und Wirklichkeit 
Als Motto könnt der Geschichte der Bundesrepublik ein 

Satz vorangestellt werden, mit dem Eugen Ger 5 t e n­
mai er, der Präsident des westdeutschen Bundestags, seine 
Rede auf dem Kölner Parteitag der Adenauer-CDU "gewürzt" 
hat. Er lautet: 

" Unsere Politik war und ist gewollte und bewußte In­
tegration. Sie war es, weil wir weder in Deutschland noch 
sonst in der Welt in dem souveränen Nationalstaat länger das 
Ziel und den letzten Sinn zu sehen vermochten." 

40) ' Dokumente der CDU, Bd. I , 5 . 39 
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Das ist in der Tat ein Ausspruch, der grell alles beleucht~t, 
was in Bonn seit der Konstituierung der Bundesrepublik 
getan und u n t e r 1 ass e n worden ist! Nu~ ist dabei, was 
den Begriff der Integration betrifft, scharf zWIschen Anspruch 
und Wirklichkeit zu unterscheiden. 

Dem 'Wortsinn nach bedeutet "Integration" Vereinheit­
lichung, die Herstellung eines ~berg~ordn~ten G:anze~. In 
bezug auf Deutschland freilich wlrd.dleses.~lel !llcht 
erstrebt! Das gerade soll durch die IntegratIOnspolitik rucht er­
reicht werden: die Wiederherstellung eines deutschen Staates, 
der das ganze Deutschland umfaßt und zu dem die Bildung 
einer Deutschen Konföderation die erste Etappe bildet. Ebenso­
wenig erstreben die Politiker der Integra.tion die Entw~~ung 
einer freundschaftlichen ZusammenarbeIt aller europaischen 
Länder. 

"Seltsame ,Vereinigung Europas', d~e. mit der Spa,ltun.u 
Deutschlands beginnt. Seltsame ,Veretmgung Europas , dte 
quer durch Europa den Trennungsstrich ~i~ht! Sel~same ,V:~r­
einigung Europas', die Westeuropa pohttsch, .wtrtscha~hch 
und militärisch unter das Kommando von Ntchteuropaern. 
nämlich Amerikanern stellt! Nicht Vereinigung, sondern 
Spaltung EUTDpas ist ihr wirkliches Ziel."U) 

Bewußte und gewollte Integration, wie sie von der Bonn~r 
Regierung proklamiert und praktiziert worden ist, bedeutet dIe 
bewußte und gewollte Lösung des gesamtdeutschen Zu­
sammenhalts die Spaltung der Nation, die Mißachtung der 
Lehren der deutschen Geschichte, den wahnwitzigen Versuch, 
im Bunde mit dem amerikanischen Imperialismus das zu er­
reichen, was bisher in zwei Weltkriegen gegen die Völker des 
Ostens und des Westens gescheitert ist. 

Am offensten hat Franz Josef S t rau ß, Adenauers 
Kriegsminister, der sich auch sonst in seinen Ma..",imen und in 
seiner Lebensführung über alles hinwegsetzt, das Wesen der 
Integrationspolltik umschrieben, als er die Erklärung abgab: 

Auch ein geeintes EUTopa, von dem wir noch weit entfernt 
si;:'d stelZt keine Gr oßmacht mehr zwischen dem' Sowjetblock 
und'NordameTika dar, das heißt, die Zukunft der Ver einigten 
Staaten von Europa im Sinne einer selbständigen Großma~t 
ist vorbei bevor sie begonnen hat. Eu r 0 pak a n n t n 
Zukunt't nichts anderes sein als die euro­
päische Komponente eines atlantischen 
S y s t e m s, das Nordamerika und Westeuropa einschließt."42) 

Die "europäische Komponente" eines atlantisch,:n Systems, -
das also ist die Perspektive, die die Bonner ~eglerung ~est­
deutschland zu bieten hat: die Umwandlung emes souver~n~n 
Staates in einen Bestandteil des amerikanischen Impenahs-

-41) Albert Norden Um die Nation, S.200 
-42) Bulletin des piessc- und Informationsdienstcs der Bundesregierung vom 

10. Marz 1961 
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mus, wobei sie darauf spekuliert, als amerikanischer Vasall den 
anderen europäischen Staaten ihren Willen aufzwingen zu 
können. In te gr a t ion s pol i ti k ist somit, einen Aus­
spruch des westdeutschen ) Kulturpolitikers Ernst Robert 
Cu l' t i us zu wiederholen, eine N eb e n e rs c h ei nun g 
amerikanischer Einflußnahme auf Europa 
und in ihrer Auswirkung direkt a n t i eu r 0 p ä i s c h ! 

Europarat 
Eine weitere Maßnahme in der Praktizierung der Integration 

war der Beitritt der Bundesrepublik zum Europarat. Der 
Europarat war am 5. Mai 1949 in London als eine Organisation 
angeblich zu gemeinsamer Beratung mit dem Sitz in Straßburg 
gebildet worden. Teilnehmer waren Großbritannien, Frank­
reich, Italien, die Beneluxstaaten, Schweden, Norwegen und 
Irland. Noch vor der Bundesrepublik waren dem Europarat 
die Türkei, Griechenland und Island beigetreten, nach ihr im 
März 1956 Österreich. Als Organe des Europarates, der erst­
malig am 11, April 1950 zusammentrat, konstituierten sich ein 
Ministerausschuß, bestehend aus den Außenministern, und ein 
Scheinparlament aus Mitgliedern der Parlamente der ein­
zelnen Staaten. Die eigentliche Aufgabe des Europarates war 
jedoch nicht die gemeinsame Beratung europäischer Probleme, 
sondern die Durchsetzung der poli tischen Ziele der NATO in 
Westeuropa. So konnte Otto Nuschke den 'Europarat als das 
"V 0 r zi m m er de r NA T 0" charakterisieren. 

Monta.nunion 
Wie der Europarat den politischen Zielen der NATO 

(s. S. 52), so diente die Montanunion der EntWicklung einer 
europäischen R ü s tun g s b a s i s im Dienste der NATO. Bei 
der Verwirklichung der Montanunion hatten die Amerikaner 
eine Anregung des damaligen französischen Außenministers 
Robert Sc h um an aufgegriffen. Die danach eingeleiteten Ver­
handlungen fanden am 18. April 1951 mit einem Vertrag über 
die Bildung einer Eu r 0 p ä i s c h enG e m ein s c h a f t für 
K 0 h leu nd S t a h I (Montanunion) mit dem Sitz in Luxem­
burg ihren Abschluß. Die Gültigkeitsdauer des Vertrages über 
die Montanunion wurde bei seiner Inkraftsetzung auf 
fünfZig Jahre ausgedehnt. 

Mit der Bildung der Montanunion war das Ruhrstatut 
(s. S. 27) gegenstandslos geworden. Das Ruhrgebiet war fest 
in ein Rüstungskombinat eingegliedert, wie es in dieser Aus­
dehnung in Europa noch niemals existiert hat. 

Damit hatten die Westmächte einmal mehr das Potsdamer 
Abkommen gebrochen; zugleich hatte Frankreich aber auch 
den fra n zösi sch-sowj eti sc hen Bei standsv er ­
t rag vom 10. Dezember 1944, mit dem 'beide Regierungen sich 
verpflichtet hatten, gemeinsam alle erforderlichen Maßnahmen 
zur Beseitigung jeder neuen Drohung von Deutschland her zu 
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ergreifen, aufs gröblichste verletzt. Die~em ~aclr~erh.alt ent­
sprechend wies die Regierung der SowJe~mon In elper am 
11. Septe~ber 1951 an die französische R~glel:ung gerIchteten 
Note sehr nachdrücklich darauf hin, daß die Blldung der Mon­
tanunion eine grobe Verletzung. d~r Pflicht:.n. aus de~ PO~S= 
damer Abkommen und dem sowJehsch-franzoslschen Bundms 
vertrag beinhaltet. Unter anderem heißt es in dieser Note: 

Herr ScJmman sagte während der Vorbereitungen zur 
D;;rchführung dieses Planes, daß ,der Plan zu:!'!' Zusam::nen­
schluß der Kohle- und Stahlindustrie der europats~en Lfinder 
den Weg für eine mi I i t ä r i s ehe Zusammenarbe~t zwts0en 
den interessierten Ländern - Deutschland, Frankretch,. Italten, 
Belgien den Niederland.en und Luxemburg - fretmachen 
kann' Diese Erklärung von Herrn Schuman kann nur als ~tI:s 
Einge~tändnis betrachtet werden, daß der Plan zur Ve~etm­
gung der Kohle- und StahZindustrie. der genann.:en ~ande: 
militärische Ziele verfolgt. Dteser Pl~n.laßt dte Be 
dürfnisse der deutschen Friedenswirtschaft volltg auße.r acht. 
Er verfplgt entgegengesetzte Ziele: auf Kosten d.~r Frteden~­
wirtschaft soll die Rüsrungsproduktion aufgebla.ht un~. dte 
Schwerindustrie der Ruhr den Plänen der aggresstven A!ach~e 
dienstbar gemacht werden, die zu e~nem ~euen ~Tteg tn 
Europa rüsten. Dabei finden die aggresstven Lander dte U:nte~­
stützung der Magnaten der Schwerindustrie .de! Ruhr, dte dte 
Hauptstütze sowohl .des kaiser~i~en ImpeTlalt'~Ii'T'us als auch 
des unersättlichen Httler-Impenaltsmus waren. ) 

Wie sehr die alten Konzerne bereits wieder freie H~nd 
hatten zeigte sich in der Zeit der Bildung der MontanunIon 
darin, daß an Stelle der in Potsdam beschlossenen ~ntflechtung 
der deutschen Konzerne sich neue große Trusts blldet~ und 
die Krupp, Flick und Pferdmenges ihre alten MachtPOSltl~nen 
wiederherstellten. 

Der Generalvertrag als Generalverrat 
Ein Jahr später führte Konrad Adenauer ~e Integrations­

poli tik, also die Zerreißung Deutschlands und ?Je l!mwandlung 
Westdeutschlands in ein Instrument des amenkamschen Impe­
rialismus, mit dem sogenannten Deutschland- oder <?enera~­
vertrag fort. Der Generalvertrag wurde Ende 1951 m Pans 
vorbereitet und am 26. Mai 1952 in Bo~n von Adenauer. Dean 
Acheson. der 1947 Byrnes in der ~t~ng der USA-~u~en­
politik abgelöst hatte, sowie dem br:b~chen AußenmImster 
Eden und ·dem französischen AußenmlDlster Schuman unter­
zeichnet. 

Während der Vorbereitung des Generalvertra~s bezeichnete 
Qtto Nuschke in einem am 27. November 1951 m der "N~uen 
Zeit" veröffentlichten Artikel den Generalvertrag als emen 

"3) Dokumente zur Deutscblandpolitik der Sowjetunion, Bd. I, S.274 
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Gen eta 1 v err a ta n Deu t s c h la n d, der Westdeutsch­
land militärisch an die amerikanischen Kriegstreiber kettet, 
und als eine Absage an die deutsche Einheit, die unvereinbar 
ist mit freien gesamtdeutschen Wahlen, für die bis da hin 
eine Möglichkeit bestanden hatte. 

In bezug auf den Generalvertrag kam in Westdeutschland 
das Wort auf: "Schlimmer als Versailles!" 

"Das Versailler Diktat tastete wenigstens nicht die Einheit 
Deutschlands an. Der Generalvertrag hat die Spaltung Deutsch­
lands zur Voraussetzung, spricht er doch ausdrücklich von der 
,Einfügung der Bundesrepublik in die . .. atlantische Gemein­
schaft', die heute von aller Welt als Kriegsgemeinschaft gegen 
einen anderen Teil Deutschlands, die DDR, und die Staaten des 
Sozialismus erkannt ist. "lili) 

Der Generalvertrag hob formell das Besatzungsstatut 
(s. S. 27) auf, beendete aber trotzdem die Besetzung West­
deutschlands nicht, sondern gab in Artikel 2 den Westmächten 
das Recht auf die "Stationierung von Streitkräften in Deutsch­
land und den Schutz von deren Sicherheit". Ja, der General­
vertrag brachte noch insowei teine Aus d e h nun g der 
Be set zu n g, als er im Artikel 4 die Möglichekit einer 
Stationierung von "Truppen eines Staates, der zur Zeit keine 
Kontingente stellt, in der Bundesrepublik" vorsah! Durch frei­
willige Vereinbarung nahm die Bundesregierung durch den 
Generalvertrag die Angehörigen der fremden Streitkräfte von 
der Gültigkeit des deutschen Rechtes aus, gewährte sie den 
fremden Kontingenten das Recht zu beliebigen Manövern in 
Westdel! tschland. 

Vervollständigt wurde die nationale Kapitulation West­
deutschlands noch dadurch, daß die Westmächte sich im 
Generalvertrag alle Vorrechte, die sie bisher innehatten, auf 
bestimmte Zeit garantieren ließen. Insbesondere behielten sich 
die Westmächte "die bisher von ihnen ausgeübten Rechte und 
Verantwortlichkeiten in bezug auf Berlin und auf Deutsch­
land als Ganzes einschließlich der Wiedervereinigung Deutsch­
lands und einer friedensvertraglichen Regelung" vor, also 
Privilegien, die mit einer Souveränität des westdeutschen 
Staatsgebildes unvereinbar sind. Sofern trotzdem im Gene­
ralvertrag von der deutschen Wiedervereinigung die Rede ist, 
geschieht das in offenkundiger Heuchelei, mit der das deut­
sche Volk irregeführt werden soll. Heißt es doch im Artikel 7 
des Generalvertrags: 

"Die Bundesrepublik und die drei Westmächte werden zu­
sammenwirken, um mit friedlichen Mitteln ihr gemeinsames 
Ziel zu verwirklichen: ein wiedervereinigtes Deutschland, das 
eine freiheitlich-demokratische Verfassung ä h 11. Z ich wie 
die Bundesrepublik besitzt und das in die EVa 
integriert ist. 1I 

""I Albert Norden, Um die Nation, S. 158 



Das sind aber Be d ; n gun gen, die eine Wi~dervereinigung 
Deutschlands u n m ö g I ich machen! We'der ist die Deutsche 
Demokratische Republik bereit. ihre demokratischen Errungenschaf­
ten, den Sozialismus und das Leben ihrer Bevölkerung aufzuop­
fern noch kann der Sowjetunion ein Deutschland zugemutet wer­
den: das die Kriegsfront bis an die Oder-Neiße-Grenze vorverlegt! 

Schließlich gibt der Artikel 5 des Generalv.ertrags ~en 
Westmächten auch noch das Re~t :wr Prokla~lerunlf e;mes 
Not s t a n .d s nach freiem Ermessen, in dem d~e ausu~ende 
Gewalt von der westdeutschen Regierung auf die westlichen 
Besatzungsmächte übergehen würde. Ein solcher No.~stand 
liegt nach dem Generalvertrag z. B. dann vor, ~enn der .offent­
lichen Sicherheit und Ordnung eine" ums t u r z 1 e r 1 s C ~ e 
Störung droht ". Das heißt, daß der ~otstan.? berel~ 
dann ploklamiert werden kann, wenn zwar e1O~ Storung. del 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung noch mcht vorliegt, 
jedoch d roh t, und handele es sich dabei. um krankhafte 
Phantasien reaktionärer Köpfe. 

Schließlich haben wir Deutschen inzwischen genügend Er­
fahrungen mit der amerikanis.che~ Politik. ges~elt .- z. B. 
auch in der amerikanischen Emffilschung 10 dIe Entwlck.h~_ng 
in Kor e a _, um uns klar darüber zu sei~, daß s~lbs~ eme 
Volksbewegung für den Frieden und die nationale Emheit von 
den amerikanischen Imperialisten als "Bedrohu.I1:g" emp;runden 
werden kann! Denn NATO-Politik setzt eben die Bereitschaft 
zur Unterdrückung des Volkswillens voraus. 

EVG - ein Projekt, am Volkswiderstand gescheitert 
Einen Tag nach der Unterzeichnung des ~eneralvert~~gs, 

also am 27. Mai 1952, kam in Paris noch em V~rtrag uber 
die ·E u r 0 p ä i s c h e Ver t eid i gun g s g e m eIn s c h a f t 
(EVG) zustande, der die Vertragschließenden zur Aufs~ellung 
einer gemeinsamen eu rap ä i s ehe n Arm e e verpflichtete. 
Dieser Vertrag sollte bereits die Einbeziehung ~er Bundes­
republik in den militärischen ~'pparat d~~:s aggre~slven N~TO­
Pakts ermöglichen. Die RealIsierung dieser Plane schelt~.r~e 
jedoch an dem leidenschaftlichen Widerstand des franZ:0sl­
schen Volkes, das mit steigendem E~tsetzen das Erstehen e10er 
aggressiven deutschen Armee auf SIch zukommen sah. 

Der Wust der Pariser Verträge 
Nachdem das französische Parlament 1954 unter dem Druck 

der Volksmassen die Ratifizierung der EVG abgelehnt. hatte, 
griff sofort die Regierung de~ Verein~gten. Staaten elfl! um 
Westdeutschland nunmehr dIr e k t lfl dIe NATO emzu­
gliedern. Dabei ließ sich die amer~~anische Politik von der 
Vorstellung leiten, daß, wer Macht uber Deu~schland erla~ge, 
auch Europa seinen Willen diktieren könne, Ja, daß a~er~ka­
nische Truppen, tür lange Zeit in Westdeutschland statlOmert, 
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den 8000 km von, der europäischen Küste entfernten USA den 
Charakter einer eu r 0 p ä i s c h e n Mac h t verleihen wür­
den. 

" Die Herrschaft über Deutschland sichert 
die Her r s c h a f t übe r Eu r 0 pa", behauptete in diesem 
Zusammenhang einer der unverschämtesten Ideologen einer 
amerikanischen Aggression, J. Bur n h a m, in seinem Buch 
"The Struggle for the World". 

Diese neue Etappe der USA-Politik wurde eingeleitet mit 
der Neu n m ä c h te k ° n f e ren z in L 0 n don, die dort in 
den Tagen vom 28. September 1954 bis zum 3. Oktober 1954 
durchgeführt worden ist. Teilnehmer waren wiederum die 
Vereinigten Staaten, Großbritannien, Frankreich, die Benelux­
staaten sowie Kanada, Italien und Westdeutschland. Die Grund­
lage der Beratungen in London bildeten die sogenannten 
Pariser Verträge, ein ganzer Wust von Abmachungen. 

Die wichtigsten davon betrafen erstens den Bei tri t t 
Westdeu tsch la n ds UD d rtal ien s zum revi di er­
ten Brüsseler Pakt. 

Brüsseler Pakt 
Der Brüsseler Pakt war am 17. März 1948 zwischen Groß­

britannien, Frankreich und den Beneluxstaaten mit fünfzig­
jähriger Dauer abgeschlossen worden. Er verpflichtete die 
Vertragschließenden zur wirtschaftlichen, im Kriegsfalle auch 
zur militärischen gegenseitigen Unterstützung. Angeblich 
sollte dieser Vertrag Schutz bieten vor einer neuen d e u t­
sc h e n Aggression. In Wirklichkeit diente auch er bereits der 
Vorbereitung der NATO, so daß denn auch die Einbeziehung 
Westdeutschlands und Italiens in den Brüsseler Pakt, ver­
bunden mit der Änderung seiner Zielsetzung, den USA­
Politikern keine Schwierigkeiten bereitete. 

Westeuropäische Union 
Mit dem Beitritt Westdeutschlands und Italiens entstand 

aus dem Brüsseler Pakt die Westeuropäische Union: Der ver­
stärkten Nutzbarmachung des militärischen und Rüstungs­
potentials Westdeutschlands diente die Aufhebung einiger 
hindernder Bestimmungen. So setzt e der Rat der Westeuro­
päischen Union am 23. April 1958 einige noch vorhandene Be­
schränkungen der westdeutschen Rüstungsproduktion außer 
Kraft, zum Beispiel das Verbot der Herstellung ferngelenk­
ter Panzerabwehrgeschosse. Damit sollte der Bundesrepublik 
die Basis für die Produktion eigener Raketenwaffen gegeben 
werden. Am 2. Oktober 1958 fiel sodann das Verbot der Her­
stellung ferngelenkter Geschosse und der Kurzstrecken­
raketen. Im Dezember 1959 setzte die Tagung der Westeuro­
päischen Union nunmehr bereits Beschränkungen außer 
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Kraft die ' selbst in den Pariser Verträgen noch vorgesehen 
ware~. So wurde die Tonnage der Zerstörer, deren Bau der 
Bundesrepublik gestattet war, von 3000 auf 5000 to herauf­
gesetzt. 

Zweitens wurde die Bundesrepublik mit 
den Pariser Verträgen an dem sogenann­
te n R ü s tun g s p 0 0 I zur E!ltwicklung. und Hers~ellung 
bestimmter Waffen be t eil i g t . Im Zuge dIeser EntwIcklung 
unterzeichnete im März 1957 die Bundes!:egierung ein Ab­
~mmen über die europäischen Atomgemeinschaft 

EURATOM, 
angeblich der friedlichen Nutzung der ~to~en~rgie gewid­
met in Wahrheit aber die Bundesrepubhk In die Lage vc:r­
setz~nd, militärische Beschränkungen auf atomarem GebIet 
zu umgehen. 

Drittens wurde die Bundesrepublik durch 
die Pariser Verträge in die NATO aufge ­
nommen. 

NATO - Haupthindernis der deutsclten Wiedervereinigung 
Das wichtigste Instrument der aggressiven ameri~anischen 

Politik bildet der Nordatlantikpakt (North AtlantlC Treaty 
Organization), kurz NATO genannt. . 

Der Vertrag über die NATO war. a~ .~. A~~il 194~, gültig 
zunächst für zwanzig Jahr«;!, als M 111 t a r b u .. n d n 1 s unter 
der Führung der Vereinigten Staaten abgeschlossen worden. 
Erste Teilnehmer waren die Vereinigten Staaten, Kanada, 
Großbritannien, Frankreich, Italien, die Beneluxstaa~~n, 
Dänemark Island und Portugal. Einige Jahre nach der Grun­
dung, im' Oktober 1954, verwandelte di~ Me~rhei~ dies~r 
Staaten gruppe die NATO in eine Da u e I' 1 n S t I tut Ion, In 

eine Atlantische Allianz. Zugleich wurde die Behauptung a1:lf­
gestellt, die NATO diene auch der "Einheit Europas" . Da J~­
doch die NATO nur einen Teil Europas umfaßt u.~.d em 
aggressives Bündnis gegenüber. de,n an~ere~ europalschen 
Staaten bildet, konnte so die wIrklIche Emhelt Europas nur 
sabotiert werden! 

Noch im Stadium der Vorbereitung hat die Regierung der 
Sowjetunion in einem Memorandum v?m 29. Januar 1949 und 
in einem zweiten vom 31. März des gleichen Jahres sehr nach­
drücklich darauf hingewiesen, daß mit der BildUl·~.g der NATO 
eine Politik der Vertragsbrüche und der Gefahrdung des 
Fri~dens verbunden war. Auch stellte sie klar, daß der 
NATO-Pakt nicht als Regionalpakt innerhalb der Verein~en 
Nationen zu bewerten ist, sondern sich darin das "aggreSSIve 
Streben zur Errichtung einer anglo-amerikanischen Weltherr­
schaft ausdrückt" . 
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Die Geschichte der NATO, ihren Aufbau und ihre Politik, 
hat Professor Dr. Re in t a n z, Mitglied des Hauptvorstan­
des der CDU, im 17. Heft aus Bw'gscheidungen .. NATO _ 
Heilige Allianz des 20. Jahrhunderts" behandelt. Als wich .. 
tigste Paragraphen des Vertrages werden darin die Artikel 3 
bis 5 angeführt, die den Mitgliedstaaten die Aufrüstung ge­
radezu zur Pflicht machen (Artikel 3), die Konsultation auch 
dann, wenn der betreffende Staat selbst sich gar nicht bedroht 
fühlt, wohl aber ein anderer dieser Ansicht ist (Artikel 4), der 
sich dadurch (innere Aggression) in fremde Angelegenheiten 
einmischen kann, und schließlich (Artikel 5) die individuelle 
und kollektive Abwehr, "um die Sicherheit des NATO­
Gebietes wiederherzustellen und zu erhalten". 

Alles Gerede über "A b weh r" in den Artikeln 'des NATO­
Paktes ist jedoch Heu C hel e i, da auch die verantwort­
lichen Männer des Westens ausweislich der Aussprüche des 
damaligen USA-Präsidenten Eisenhower und des franzö­
sichen Ministerpräsidenten Mollet sich stets darüber im 
klaren waren, daß von der So w jet uni 0 n w e der 
ein Krieg noch eine Angriffsgefahr droht. 

Organe der NATO sind der NA T 0 - Rat, dem die 
Außenminister und - je nach dem Thema der Beratung "­
die Kriegsminister, die Finanz- und Wirtschaftsminister der 
Paktstaaten angehören, die jährlich zweimal in Paris unter 
dem Vorsitz des NATO-Generalsekretärs zusammentreten, 
um die politische, militärische und wirtschaftliche Gleich­
schaltllng der NATO-Staaten fortzuführen. Querverbindungen 
bestehen zum Rat der 0 E E C (Organisation für europäiSche 
wirtschaftliche Zusammenarbeit), zur Mon t a nun ion und 
zum Eu r 0 p ä i s ehe n Ra t, deren Zusammenhang mit der 
NATO damit deutlich unterstrichen wird. Die Propaganda der 
NATO wird von einer "Informationsabteilung" geleitet, die 
bemüht ist, die öffentliche Meinung der NATO-Ideologie zu 
unterwerfen, und sich dabei insbesondere des Mi ß­
b rau C h s des ehr ist e n t ums bedient, von dem der 
ehemalige NATO-Oberbefehlshaber Gruenther zynisch be­
hauptet hat, es bilde den m 0 r a li s c h e n K i t t der 
NATO. 

An der Spitze der militärischen Organisation stehen der 
M i 1 i t ära u s s c h u ß , dirigiert von einer ständigen Gruppe 
in Washington, und das Hauptquartier der NATO in Europa. 
G~leitet wird das europäische Hauptquartier von dem Ober­
sten Alliierten Befehlshaber in Europa (Supreme Allied 
Commander in Europa = S ACE UR). 

Durch den NATO-Pakt haben die Vereinigten Staaten das 
Recht erhalten, auf den Territorien der übrigen Signatar­
mächte, Tausende von Kilometern von ihren Grenzen ent­
fernt, S t ü t z p unk t e zu errichten, mit denen sie die Ein­
kreisung der Sowjetunion eingeleitet haben. Die Hauptbasis 
der amerikanischen Stützpunkte bildet die britische Insel. 
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Welche Bedeutung die Bundesregierung. der NATb-~1jt­
gliedschaft beilegt, ist der DenkschrIft des Fuh­
run g s s tab e s der B und e s ~ ehr . aus dem Au~~t 
1960 über die "Voraussetzungen emer wIrksamen .verteIdI­
gung" zu entnehmen. Die Verfasser der Denkschnft h.eb~n 
hervor, daß durch die Mitgliedschaft der ~undesrepubhk.In 
der NATO Probleme wie das des geographIschen Raumes I!!1 
modernen Krieg, der Menschenreserve, der Tiefenstaff~lun~, 
der wirtschaftlichen und technischen Hi~fsquellen ~oWle dIe 
Waffenversorgung und der Nachschub eme gute Losung ge-
funden haDen. . .. 

Wörtlich heißt es in dieser Denkschrift: "D.ie Zugehor~g­
keit zur NATO ermöglicht der Bundeswehr. dIe !lotwendige 
Tiefenstaffelung ihrer Kampf- und HIUsmlttel und 
sichert Einfluß auf Raum und Art der yer­
te i d i gun g." Es ist nicht schwer zu. errat.en, was dIe~ Ge­
neräle der Bundeswehr mit dem Begnff "Etnfluß. auf Raum 
und Art der Verteidigung" im Sinne haben. W~~ SIe dar.~nter 
verstehen, ist die kalte Okkupation westeuropruscher"Lander 
durch die Bundeswehr im Dienst der "gemetnsamen Sache. 
, Als nach dem ersten Weltkrieg Deutschland wieder ~uf­
rüstete begünstigt insbesondere durch die an~lo-ame.rlka­
nische~ Mächte schrieb im März 1945 die Panser ZeItung 
A venir" man ~olle doch einfach die französische Armee dem 

Oberbefehl des Generalobersten See c k t - zwischen 1920 
und 1926 Chef der Heeresleitung der Reichswehr - unt.~r­
stellen und der britische Botschafter, Lord d'Abern~m, ware 
der MUhe enthoben, sich darum zu l\:ümmern, ob wIeder ge­
nügend deutsche Kanonen hergestellt werden. 

Was damals sarkastisch gemeint war, das ist heute Wirk­
lichkeit geworden! Im NATO-HauptQ";1arti.er in Paris sitzt ein 
General Bitlers, Heu s i n ger, mit ewern ganzen. S~ab 
faschistischer Offiziere. Auch hat die Bundes-..y-ehr als M~tgh:d 
der NATO das Recht, Truppenübungsplätze m FrankreIch, m 
England und anderswo für ihre Verbände in Anspruch zu 
nehmen, und macht davon auch rege Gebrauch. 

Damit hat sich die Bundesrepublik Projekten zugewandt, 
die in den letzten Kriegstagen den Fa 5 chi s t e n vor­
schwebten. Noch kurz vor der Kapitulation, in den ersten 
Maitagen 1945, richtete der Großadmiral D.ö n i t z, dem 
Hitler seine Nachfolgeschaft übertragen hatte, eme Ansprache 
an die Offiziere, in der es hieß: "Wir müssen mit den West­
mächten zusammengehen und mit ihnen in den besetzten 
Westgebieten zusammenarbeiten, den n ~ u r i? K 0 11 a­
boration mit ihnen können WIr spater den 
Russen Land abnehmen." 

An eine Kollaboration dachte auch eh ure h i 11, als ~r 
in den letzten Kriegstagen die britischen Befehls?ab.er 10 
einem Telegramm aufforderte, die Waffen der- kapItuheren­
den deutschen Truppen so zu lagern, daß sie jederzeit den 
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ehemaligen Trägern wieder ausgehändigt werden könnten. 
Aus gleichen Erwägungen heraus ließen die Westmächte auch 
einzelne Stäbe der Hitlerwehrmacht bestehen, "um zunächst 
die Kriegsforschungen der imperialistischen Besatzungsmächte 
zu unterstützen und später an der Planung und Durchführung 
der Remilitarisierung Westdeutschlands zu arbeiten". 

Mit der Aufnahme der Bundesrepublik in die NATO hoben so~ 
mit alte Pläne deutscher, englischer und amerikanischer Kriegs~ 
treiber ihre Verwirklichung gefunden. 

Entscheidend für die Beurteilung der westdeutschen Mit­
gliedschaft in Ger NATO ist im übrigen nicht die Stärke oder 
die Kampfkraft der westdeutschen Divisionen, zumal die 
Bundeswehr ohnehin eine Kaderarmee ist, die beliebig auf­
gefüllt werden kann. Die Gefahr der westdeutschen Mitglied­
schaft in der NATO liegt vielmehr darin, daß die Bundes­
regierung selbst ihre Verbündeten, unabhängig von deren 
eigenen Planungen, jederzeit in einen Krieg hineinzerren 
kann. 

"Wenn wir den d e u t 5 ehe n Mi I i t a r i s mus e nt I a r ~ 
ve n", äußerte N. S. ehr u 5 C h t s c h 0 w anläßlich seines Auf~ 
enthalts in Frankreich bei einem Empfa ng des Stadtrates am 
24. März 1960, "so des hai b, we i I er sie h u n t erb e ~ 
stimmten Bedingungen in Abenteuer stürzen 

. k an n. Dazu bedarf er keiner übermäßigen Stärke. Er trägt zur 
Verschärfung der internationalen Loge bei, verhindert die Bei­
legung strittiger und ungelöster Fragen." 

Die westdeutsche Mitgliedschaft in der NATO ist somit eine 
Provokation Europas und, da die deutsche Frage nur im 
Frieden zu lösen ist, das Hindernis auf dem Weg in die 
Wiederherstellung 'der nationalen Einheit! 

In diesem Zusammenhang sei an ein Wort erinnert, das 
Otto Nuschke während der Tagung des Deutschen Volksrates 
am 18. März 1948 gesprochen hat. Es lautet: "Wir haben die 
Pflicht, darauf hinzuweisen, daß, wer für den Wes t b 10 c k 
optiert, in Wahrheit nicht für den Westen, 
sondern für den Krieg optiert."li5) 

Bundesdeutsche Wehrpflicht für eine Söldnerarmee 
In Erfüllung der im NATO-Pakt übernommenen Pflichten 

legte die Bundesregierung dem Bundestag am 26. Februar 
1954 ein Wehrpflichtgesetz vor, das nach der notwendigen 
Änderung des Grundgesetzes am 7. Juli 1956 mit 269 gegen 
166 Stimmen bei 20 Stimmenthaltungen angenommen worden 
ist. In der voraufgegangenen Debatte sagte der Sprecher der 
SPD, Er I er, daß durch die Einführung der Wehrpflicht in 
Westdeutschland die Spaltung Deutschlands vertieft, die inter­
nationale Abrüstung erschwert und das Wiederaufleben des 
Faschismus in Westdeutschland außerordentlich begünstigt 

45) auo NU9dl.ke, Reden und Aufsätze, S. 141 
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wird. Für die FDP, die sich inzwischen unter den Auswirkun­
gen der Unterstützung der Adenauerpolitik gespalten hatte, 
machte Dr. Me n d e darauf aufmerksam, daß das Gesetz 
über die Wehrpflicht ger ade z u ein enG r a ben in 
Deutschland aufreißt! 

T rot z dem wurde das Wehrpflichtgesetz nach einem 
diktatorisch angewandten Terminkalender" von der Bundes­
~egierung durchgepeitscht, wobei der Bundestagspräsident 
Ger s t e n mai e r und der CDU-Abgeordnete Ci 11 i e n die 
Tätigkeit und die Beweggründe einer Kommission der evan­
gelischen Kirche, die Bedenken vorgetragen hatte, diffa­
mierten! 

Die Kritik, die in der Debatte an der Einführung der Wehr­
pflicht von der SPD geübt wurde, erfolgte u n t erd e m 
D r u c k der V 0 1 k s m ass e n, die sich nach Frieden, 
Völkerverständigung, Abrüstung und der Wiederherstellung 
der nationalen Einheit sehnten, jedoch nicht nach der Ver­
schärfung der deutschen Spannung und schon gar nicht nach 
einem Bruderkrieg in Deutschland. Konsequenzen in Rich­
tung auf eine entschiedene, aktive Opposition gegen die Politik 
Adenauers hat die SPD-Führung jedoch aus ihrer Kritik eben­
sowenig gezogen wie die FDP. 

EWG 
Auf wirtschaftlichem Gebiet wurde die In tegrationspolitik 

mit der Bildung der »Europäischen Wirtsmaftsgemeinschaft" 
(EWG) am 20. Mai 1957 fortgeführt. Westdeutschland, Frank­
reich, Italien und die Beneluxstaaten bildeten einen "G e -
me ins a m e n M a l' k t", dessen Kosten vor allem die west­
deutsche Landwirtschaft zu tragen hat. Die Bundesrepublik 
benutzte die EWG, um eine neue Form der Expansion, des 
systematischen Eindringens in den Wirtschaftsbereich anderer 
Länder zu entwickeln. 

Die Ausnutzung der zwischenstaatlichen Einrichtung der 
,e;;r opäischen Gemeinscharjtent durch Westdeutschland ist die 
modernste Form der gegenWärtigen , west­
deutschen Expansion. Sie dient dazu, einen künf­
tigen Krieg für die Revision der Grenzen und fÜJ' territoriale 
Eroberungen vorzubereiten. Sie dient dazu, um vorher in die 
Länder, die von einer solchen Revision der Grenzen betroffen 
werden sollen, einzudringen und um die Basis tür einen 
solchen Krieg ,rechtzeitig zu erweitern. 

Die Integration soll die Einengung des Territoriums, die 
Verringerung der Bevölkerung und der natürlichen Ressourcen 
des deutschen Imperialismus ausgleichen, die sich im Ergebnis 
des zweiten Weltkriegs ergeben haben, und soU aamit dazu 
beitragen, die Entfesselung eines dritten Weltkriegs vor­
zubereiten."',6) 

.ffi) Chwostow, Imperialis tische Expansion unter der Maske de r zwischen­
staatlichen Integration, in : Deutsche Außenpolitik, Sonderhert 1/ 1961, S. 111 
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Als Mitglied der EWG wurde Westdeutschland völlig frei 
von jeglicher Beschränh.-ung in der Produh-tion und im Absatz 
in der Kartellbildung und in der Konzentration der Industrie: 
Gestützt auf ihre Bevölkerungszahl und ihre industrielle Pro­
duktion, erlangte die Bundesrepublik mit ihren 12 3 Millionen 
Beschäftigten - gegenüber 7,3 Millionen in Franheich _ sehr 
bald ein wirtschaftliches übergewicht. So entfielen zum Bei­
spiel von der GesamtprOduktion der EWG-Länder an Kohle 
60 Prozent und 47 Prozent an Stahl auf die ~undesrepublik. 
In der Automobilindustrie erreichte die westdeutsche Produk­
tion 51,2 Prozent, in der Erdölförderung 55 Prozent in der 
Stahlproduktion 51 Prozent und in der Zementprdduktion 
48,7 Prozent."'7) 

Außerst charakteristisch für die Ziele die Adenauer mit der 
Integration verfolgt, ist ein Interview' das er der Berliner 
Morgenpost" gewährte und das von dem Blatt a~ 4. März 
1~61 veröffentlicht worden ist. Darin verglich Adenauer die 
BIldung der EWG mit der Einigung des deutschen Reiches. 
Auch die Geschichte des Deutschen Reiches 
so führte Adenauer aus, hab e mit ein e m Zoll ~ 
ver ein beg 0 n n e n. "Ebenso, Schritt für Schritt müssen 
auch wir bei der Vereinigung Europas vorgehen." ' 
~~d dos ist in der Tat der Sinn der westdeutschen Integra tions­

pO!l bk - nur daß dos, was 1833 eine Vorstufe zur politischen Ein­
heit Deutschlands wor, die Gründung des deutscheo Zollvereins 
zwischen Preuße n und den deutschen Staaten, heute, in der Form 
der EWG ouf Europa angewandt, ein verhängnisvol ler Sduitt auf 
dem Weg in die Spaltung Deutschlands ist, ein Akt des 
nationalen Ve rrats. 

IX. 
Das deutsche Volk ist aufgerufen 

Komödie im Bundestag 
I-? der Außenpolitik hat die "Integration", von der Bundes­

reglerung be w u ß t und ge woll t betrieben _ so hat es 
Bundestagspräsident Gerstenmaier, wie bereits erwähnt, ein­
mal ausgesprochen -, den Bonner Staat immer weiter von den 
nationalen Aufgaben und von der Arbeit für den Frieden 
entfernt und ihn so, tiefer und tiefer in die westliche Kriegs­
alli~nz verstrickt. In ihrem eigenen L~nd aber hat die Bundes­
r~gler.~g a~s Folge der Kursnahme auf die Integration selbst 
~e burgerhch-parlamentarische Demokratie demontiert und 
Jenen reakti.onären Gruppen zu einer neuen Machtstellung 
verholfen, dIe Deutschland im 20. Jahrhundert bereits zwei­
mal in eine nationale Katastropne ohne Beispiel gestürzt 
haben. 

47) Nach: Grabska , Die wirts chafilldle Integration als Faktor bei der 
Wiedererridltung des westdeutschen Imperialismus nadl dem zwelte1l 
Weltkrieg, In: DeutsdIe Außenpolitik., Sonderheft 111961, 5.129 
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Die Ge w iss e n los i g k e i t , mit der die Bundesregie­
rung dabei zu Werke ging, ist empörend. Bereits,die ersten 
Wochen nach der Konstituierung der Bundesrepublik ließen 
Schlimmes befürchten. Als am 22. September 1949 der Vor­
sitzende der KPD Max Reimann, sich gerade anschickte, von 
der Tribüne des' Bundestags die Bedeutung einer klaren 
Haltung gegenüber der Oder-Neiße-Friedensgrenze darzu­
legen öffneten sich plötzlich die Saaltüren, und herein mar­
schie~ten, ausstaffiert als "entlassene Kriegsgefangen~", zwei 
Subjekte unter revanchistischen Losungen. Es waren em Ham­
burger namens Kluger und ein Thilo Wagner. Angefeuert von 
den Abgeordneten der CDU, entstand ein wüster Tumult, der 
in Tätlichkeiten gegen die kommunistischen Abgeordneten 
auszuarten drohte. 

Sehr bald aber erwies sich daß dieser Auftritt eine üble 
Komödie und ein offensichtli~es Betrugsmanöver darstellte. 
Die Akteure dieses Schmierenstücks waren am Vorabend von 
dem damaligen Bundestagspräsidenten Dr. K ö h I e r und 
von dem späteren Außenminister Adenauers, Herrn von 
B ren t a n 0, genauestens instruiert worden. AI.s Hono~ar 
erhielten sie je 50 Mark und einen neuen Anzug. Eme , .. Klem­
lichkeit" nur hatte man übersehen, nämlich daß es slch gar 
nicht um ehemalige Kriegsgefangene handelte, sondern um 
kriminelle Elemente, die denn auch später zu Gefängnis 
verurteilt werden mußten, Wagner zu 2112 Jahren wegen 
Diebstahls Kluger zu sieben Monaten. Nicht untersucht wur­
den jedoch die Beziehungen der bei den zu Dr. Köhler und 
Herrn von Brentano bzw. deren Unterhandlung mit ihnen. 

Antikommunismus als Staatsräson 
• Genauso unfundiert, willkürlich ~o~struiert \v:ar alles, w5 

die sem Auftakt an antikommUnistischen Akttonen gefolg1. 
ist. Auf Recht und Wahrheit ist es dabei der Bundesregierung 
nie angekommen. Die Schnelligkeit, mit der ~eser Rü~all 
in die Praxis des Dritten Reiches erfolgte, hangt damü zu­
sammen daß die Bundesregierung die KPD wegen ihres ent­
schieden'en Kampfes gegen den nationalen Verrat als das 
Haupthindernis auf dem Weg in die Integration betrachte~e; 
zugleich aber sollten mi t dem Schreckgespenst des KO~':flums­
mus auch die Kreise für die bundesdeutsche PohtIk ge­
wonnen werden, die ansonsten Adenauer mit Reserve und Be­
denken gegenüberstanden; und schließlich waren es die 
gleichen Personen, die, wie eins,t unter Ritter, den Kampf 
gegen den Kommunismus erneut anfachten. 

Bedenken gegen Adenauer gab es bereits zu dieser Zeit bis 
in die Reihen der eigenen Kabinettsmitglieder. So erklärte im 
Oktober 1950 Dr. Gustav Re i n e man n, der erste Innen­
minister der Bundesregierung, seinen Austritt aus dem 
Kabinett, verbunden, mit einem öffentlichen Protest gegen 
einen Bundeskanzler, der hinter dem Rücken des Bundestags 
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und seiner Minister in folgenschweren Entscheidungen den 
Weg Deutschlands blockierte, wie es mit dem den Ameri­
kanern gemachten Angebot westdeutscher Polizeiformatio-
nen" geschehen ist. " 

Wie Adenauer seinen Kabinettsmitgliedern eine Einfluß­
nahme auf die politische EntWi cklung nicht gestattete so erst 
recht nicht den Wählern. Nie wurde die westdeuts~e Be­
völkerung an de~ entscheidenden Etappen der EntWicklung 
befragt. Selbst die Durchführung einer V 0 I k s a b s tim _ 
m u.n g über die nationalen Schicksalsfragen wurde von der 
RegIerung Adenauer ver bot e n. Mit welcher Brutalität 
g.egen jede Ini?ative des VolI<:es vorgegangen wurde, zeigte 
Sich am 11. Mal 1952, als der Junge Münchener Eisenbahner 
Phi 1 i p P Müll e r bei einer Demonstration für den Frieden 
und gegen die westdeutsche Remilitarisierung in Essen er­
schossen wurde. 

Weil Adenauer die Kriegsverträge mit den Amerikanern 
l:mter allen Umständen, gleichgültig gegen die Folgen für 
D~uts.chland, zustande bringen wollte, weil ihm die NATO­
Mltgheds.cha~ st~ts wichtiger war als ein Friedensvertrag 
und ~chntte m R1cht?-ng au~ die deutsche Wiedervereinigung, 
s~bot~erte er selbst dle fr e 1 e n W a h I e n , als diese vor der 
Elflghe~er~ng Westdeutsch lands in die NATO in Deutschland 
noch moghch wa~~n. So blieb die Chance, die die sowjetische 
Note vom 1~. NI a r z 1952 mit ihren Vorschlägen für einen 
deu~schen Fnedensvertrag, die Bildung einer gesamtdeutschen 
Regierung und die Durchführung freier Wahlen in ganz 
Deutschland bot, ungenutzt. 

Der Aptelkarren der Amerikaner 

. "Die Vereinigten Staaten wolZen jetzt keine freie Wahlen 
ln ,Deutschland, weil diese ihren Apfelkarren zum Umkippen 
bnngen würden. "48) 

Dar~uf aber kam es gerade an: den Apfelkarren der 
~merll{~ner umzukippen, weil seine "Äpfel" Dynamit gegen 
dIe natl~:male Einheit Deutschlands enthielten, weil seine 
Fracht fur Deutsche unverdaulich war! 

Es ist die his to r i sc h e 5 c h u I d K 0 n rad Ade n aue r s 
daß er, separatistisch vorbelastet, die na t ion a l e Zu sam ~ 
m eng e hör i 9 k e i t des deutschen Vo lkes s y s t e m a t i s eh, 
be w u ß tun d 9 e w 0 I I t den a m e r i k a n i s ehe n und 
w e.s t d e u t s ehe n I m per i a I i st e n zugunsten ihres Klas­
seninteresses auf 9 e 0 p f e r t hat. 

. Mit ~echt muß daher das Dokument des Nationalrats darauf 
hlI?-.welsen, daß das deutsche Volk immer wieder um die 
Fruchte seines Fleißes, seiner Schaffenskraft, seines schöpfe-

48) . New York Herald Tribune" vom 24. Mal 1952 , , 
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rischen Genius betrogen worden ist, und zwar nicht von übel­
wollenden Nachbarn, nein: 

"Gefährlichster Feind des deutschen Volke~ war ~m,",:er un:d 
immer wieder jene kleine herrschende Schtcht, dte stch dte 
Früchte der Arbeit des Volkes aneignete und seinen Fleiß 
und sein Talent mißbrauchte, um Raubkriege gegen andere 
Völker zu führen." 

Der Kanzler der Integration und der nationalen Kapitulation 
hat damit je des Re c h t ver wir k t. sich auf die 0 e m 0-

kr 0 t i e oder auf die not ion 0 I e 5 e l b s t b e s tim m u n g 
zu berufen. Denn gerade er hat in der Bundesrepublik die Demo­
kratie und das Selbstbestimmungsrecht mit F ü ß eng e t re t e n 
und Westdeutschland bis zum Jahre 2005 der amerikanischen Be­
satzungsmacht auf Gedeih und Verderb ausgeliefert! 

Das Verbot der KPD 
In dem gleichen Jahr, in dem Adenauer für eine Söldner­

armee die allgemeine Wehrpflicht erzwun?en hat (s:. S. 55), 
ließ er schließlich auch die K P D ver b 1 e t e n. W.ährend 
jedoch Bis m a r C k, der seinen Kampf gegen '?le alte 
Sozialdemokratie gewiß rücksichtslos un~ brutal i?i.efu~rt h~t, 
immerhin den Reichstag, also eine politische Institution, ~ur 
eine politische Maßnahme benutzte oder mißbrauchte, wah­
rend selbst Hit 1 e r sich zunächst einmal ein Ermächtigungs­
gesetz bewilligen ließ auf Grund dessen dann Ben Kommu­
nisten ihre Mandate 'auf Grund der Reichstagswahlen vom 
4. März 1933 nicht mehr zugeteilt wurden, bemühte Ade n­
a u e r von vornherein die Ger i ch t e, deren oberste In­
stanz das Bundesverfassungsgericht, mit dem am 17. Oktober 
1956 ~rgangenen Spruch die KP~ a~s verfa~s~~gswidri~ ver­
boten hat. Anschließend wurden dle Partelburos versIegelt, 
die Zeitungen unterdrückt und das Vermögen beschlagnahmt. 

Aber" so schrieb otto N u 5 C h k e am 19. August 195~ 
in"der "Neuen Zeit", "Herr Adenauer darf beruhigt sein: die 
Ankläger von heute werden die Angeklagten von morgen 
sein. Seine Politik des Terrors, der Verfassungs- und Gesetzes­
verletzung wird nicht minder peinlich enden wie die Bis­
marcks und Hi tlers. 

Man sagte mir in Westdeutschland von sehr seriös~r Seite, 
daß der Treiber in der ganzen V~rbotsangelegenhe1t gegen 
die Kommunisten der Bundesinnenminister Dr. Sc h r öde r 
sei. Ausgerechnet Dr. Schröder! Adenauer begann seine Regie­
rung mit einem charaktervollen Innenminister, dem Dr. 
Heinemann. Als Adenauer Polizeiformationen hinter seinem 
Rücken zu bilden unternahm, verzichtete Heinemann auf 
seinen Ministerposten. Besonders auch, weil die Fejgh~it seiner 
übrigen Ministerkollegen sich nicht zu einem gleich ener­
gischen Einspruch gegen Adenauers persönliches Regiment 
aufzuraffen wagte. Dann kam der alte deutschnationale Reak-
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tionär Dr. Robert Lehr als Bundesinnenminister. Aber er war 
Adenauer offenbar noch zu zahm, und so stieg der Kanzler 
von Stufe zu Stufe, um schließlich einen hartgesottenen Nazi 
und SA-Mann "Zum Innenminister zu machen. I n die s e r 
Personenfolge symbolisiert sich . auch das 
moralische Absinken der Bundesrepublik, 
die nun mit diesem den Richtern von Karlsruhe abgepreßten 
Urteilsspruch vor einer Weltblamage steht." 

AhIener Programm geht ü ber Bord 
Der mit der IntegrationspOlitik verbundenen Restaurierung 

des Monopolkapitals wurden schließlich auch die gesamten 
Ansätze zu einer wirtschaftlichen Neuordnung, wie sie in den 
bereits erwähnten Körner Leitsätzen (s . S. 13) und insbeson­
dere in dem sogenannten "A h I e n e r Pro g r a m m für 
die Neu 0 r d nun g der Wir t s c h a f t" (1./3. Februar 
1947) zum Ausdruck gekommen waren"!)}, aufgeopfert. Aller­
dings paßten die darin enthaltenen Sätze, wie !z;. B. diese: 

"Das kapitalistische Wirtschaftssystem ist den staatlichen 
und sozialen Lebensinteressen des deutschen Volkes nicht ge­
recht geworden. Nach dem furchtbaren politischen wirtschaft­
lichen und sozialen Zusammenbruch als FOlge' einer ver­
brecherischen MachtpOlitik kann nur eine Neuordnung von 
Grund auf erfolgen", 

absolut nicht mehr in das Regierungskonzept Konrad Aden­
auers. Trotzdem grenzt es an Zynismus daß ausgerechnet 
der Mann sich bereitfinden mußte, die'ses Programm auf 
dem Hamburger Parteitag 1957. genau zehn Jahre nach seiner 
Verkündung, über Bord zu werfen, der entscheidend an seinem 
Zustandekommen beigetragen hatte, der damalige stellver­
tret.ende Parteivorsitzende und Ministerpräsident von Nord­
rhem-Westfalen, Karl Ar n 01 d. Es bedeutete immerhin eine 
schlimme überraschung für die der CDU angehörenden 
A:rbeiferkreise, daß sie nun zu hören bekamen, eigentlich sei 
dieses Program~ nur dazu aufgestellt worden, um, angepaßt 
den GegebenheIten der damaligen Zeit den Sozialismus zu 
ver hin der n (Dr. Meyers). ' 

Mißbrauch des Chr istentums 
~atastrophal aber wirkte sich die Integrationspolitik auf den 

MIßbrauch des Christentums aus. Mit dem Miß­
brauch des Christentums durch die Bundesregierung wie über­
haupt in den letzten 100 Jahren der deutschen Geschichte hat 
sich der Hauptvorstand unserer CDU auf der bereits erwäh'nten ~ 
Y'artburgt~gung im Mai 1962 im Bericht des Präsidiums und 
m den DISkussionsbeiträgen eingehend beschäftigt. Dieser 

49) Vgl. RoH Börner, Die verr!terisdle Politik der FtThrung der Adenauer­
CDU im Spleg(!1 Ihrer Pllrtelprogramme {t945-t96 11 • • Hefte aus Burg­
sdJ.eidungen" Nr. 64/65 
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Kampf gegen den Mißbrauch des Christen~ms, von .,unserer 
CDU seit dem Durcllbruch der fortschrittlIclle~ Kr~fte a.uf 
dem 5. Parteitag mit wachsender Entsclliedenhelt gefuhrt, 1st 
eine nationale und christliche Pflicht ersten Ranges. 

Eine d e u tl ich e Sprache ist hier unerläßl~ch. ~an. er­
innere sim nur, daß ein Hit I er', verantwortlIch fur emen 
Weltkrieg, in dem an die 60 Millionen Mensche~ umgek~mmen 
sind, der 10 Millionen Männern, Fraue~ und Kmdern em ent­
setzliches Martyrium in den KonzentratlOnslageEn au~g~zw.un­
gen und sechs Millionen Jud.en. geradezu geschaf~smaßlg ver­
gast hat für den NationalsoZIalismus" das C h r 1 s t e n t u m 
als Ba'sis unserer gesamten Moral" in Anspruch 
zu nehmen wagte 150) 

Nicht minder zynisch ist der bereits erwähnte Ausspruch 
des früheren NATO-Oberbefehlshabers Gruenther, nach dem 
das Christentum den "Kitt" de~ NA'J?O a~geben soll. ~ATO~ 
Politik und christliche Grundsatze smd Jedoch unverembar . 
Nicht unter dem Schatten der Atombomben der ~ATO kann 
der Christ seines Glaubens leben, sondern es l~.t d~r den 
NATO-Mächten verhaßte So z i a 1 i s mus, der "fur die En~­
faltung des Ohristentums bessere Möglichkeiten bietet, als SIe 
je zuvor bestanden haben"s1) 

.. Die Forderungen, die sich aus der ~rist~ichen V~ra,:twor­
tt+ng für den Frieden auf Erden un.d fur dt.e Ver1':'tr~ltchu~g 
der Nächstenliebe ergeben, lassen Steh nur tm Soztahsmus tn 
die gesellschaftliche Wirklichkeit umsetzen. «52) 

Die West-CDU aber . 
"tr ägt die Hauptschuld daran, daß. d'!-s Christe.~tum .tn West­
deutschland von den klerikal-faschtsttsc1).en Kraften: t~ ~nvor­
stellbarer Weise für die Rechtfertigung der. impe:laZtst1Sc:J.l~n 
und militaristischen Politik mißbraucht wtrd~ etner. PoZttik 
also die mit christlicher Ethik völlig unveretn:bar tst. E~t­
geg~n dem friedlichen, patriotische.n WolZen wettester K!etSe 
der christlichen Bevölkerung auch tn W~stdeutschl~nd. sp~elen 
kirchenZeitende Kräfte beider KonfesstOnen dabeI eme ver­
hängnisvolle Rolle. Sie haben die Wie~er~utrüstun~ Wes~­
deutschlands gutgeheißen und scheinchnstlta: ve~br,!-mt, ~le 
haben dem deutschen Militarismus die schemchT'Lstltch etn­
ge1cleideten, anti1communistischen ,~bendlands~- ~nd ,Kreuz­
zugs'-PaTDlen geliefert, mit denen ~te ,Inte~ratt~n des Aden­
auerstaates in die aggressiven westltchen Bundmssllsteme u?t~ 
die offensiven Kriegsvorbereity.ngen der westdeutsc~~~. Mtlt­
taristen getarnt werden; sie haben sich durch den Mllttarseel­
sorgevertrag politisch noch stärker an. den Bonner ~taat ,f/e­
bunden; ihre MiZitärbischöte sind berett, dessen AngTtffsplane 
auch kirchlich zu rechtferttgen."53) 

50) Treue , Deutsme Gesmimte, S. 728 
51} Entschließung des 8. Parteitages der CDU 
52) Entschließung des 9. Parteitages der CDU 
53} Entschließung des 10. Parteitages der CDU 
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Anläßlich der Aussprache der Delegation kirchlicher Amts­
träger und christlidter Bürger mit dem Vorsitzenden des 
Staatsrats, Walter Ulbricht, am 9. Februar 1961 hat Prof. D. 
Emil F u c h s den Mi li t ä r see Iso r g e ver t rag die ' 
SeI b s t ze r s ö ru n g de r Ki rc h e genannt. Nutznießer 
dieser Selbstzerstörung ist der we stdeutsche Imperialismus, 
sind die Spalter der Nation. Wenn daher in dem so ange­
spannten Etat für das Jahr 1962 mit den größten Rüstungs­
ausgaben, die je von Westdeutschland getätigt worden sind. 
auch den Militärgeistlichen erhöhte Dotationen beWilligt wur­
den, dann ist das ein Einwand mehr gegen diesen Vertrag, 

. zeigt das doch, wie hoch die Urheber des Militärseelsorge­
vertrags den Dienst bewerten, der ihnen hier von der evan­
gelischen Kirdte geleistet worden ist und noch geleistet wh:d. 

Soweit in den letzten Jahren neue Verhandlungen über 
Deutschland stattgefunden haben, im Januar 1954 nach fünf­
jähriger Pause in der Außerministerkonferenz in B er 1 i n 
und sodann 1955 und 1959 in Genf, sind sie dadurch unfrucht­
bar geblieben, daß die Westmächte in vollem Einvernehmen 
mit der Bundesregierung echte Verhandlungen und ein Kom­
promiß gar nicht gewollt haben. Die ge gen das Potsdamer 
Abkommen und ge gen das deutsche Volk gesdtaffenen Tat­
sachen, die Remilitarisierung Westdeutschlands, die Wieder­
herstellung des MonopOlkapitalismus und die Einbezienung 
Westdeutschlands in die aggressive NATO-Allianz, sollten be­
s t ehe nb 1 e i ben. Auf die s er Grundlage aber gibt es 
k ein e n Fortschritt in der deutschen Sache, keine Normali­
sierung der Situation in Deutschland. 

Jeder muß seinen Beitrag leisten! 

Und hier muß nun die d e u t s ehe Initiative einsetzen, der 
Durchbruch zur Vernunft in Westdeutschland unter Respek­
tierung der politischen Realitäten unserer Gegenwart. 

"Was wir brauchen, das ist Friedensdienst", erklärte der 
hessische Kirchenpräsident Martin Nie m ö 11 er. Und auch 
die Zahl det:er ist im Wachsen, die eine aktive deutsche Politik 
als unerläßlich erachten. So forderte der Präses der Rheini­
schen .Kirche, D . Dr. Joachim Be c k man n, die Normali­
sierung der Beziehungen zu den östlichen Nachbarn Deutsch­
lands, weil ohne sie die dauerhafte Lösung der Grundprobleme 
der deutschen Politik nicht denkbar ist. bie so bedeutenden 
Atomphysiker Prof. Dr. Werner Heisenberg und Prof. 
Dr. Carl-Friedrich von W ei z säe k e r sprachen sich für den 
freiwilligen Verziebt der Bundesrepublik auf Atomwaffen 
aus. Ein beachtliches Dokument nationalen Verantwortungs,,; 
bewußtseins bildet das zu Beginn des Jahres 1962 dem Bundes­
tag zugeleitete T ü bin ger Me m 0 r a n d um, unter­
zeichnet von führenden Wissenschaftlern und bedeutenden 
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christlichen Persönlichkeiten, gegen die westdeutsche Atom­
und Revanchepolitik gerichtet.5r'i) 

Als daher Dr. Thomas D e h 1 er, der VizepräSident des 
Bundestages, die Feststellung traf : 

n Wir haben keine Politik getrieben, keine Ostpolitik ge~ 
trieben. Wir haben nicht gewirkt, sondern wir haben uns - da­
mit wir uns recht v erstehen- mit einem primit iven Antikommu­
nismus begnügt. Und das war zu wenig. Was wir tun, ist völlig 
steril, denn wir tun nichts" -
da hat er nur eine Erkenntnis ausgesprochen, die heute im 
s tillen bereits von vielen Bürgern der Bundesrepublik .geteilt 
wird. Was jetzt notwendi~ ist, ist, daß die Stimmen derfVer­
nunft g e s tal t end in das politische Leben Westdeutschlands 
eingreifen. 

* So erhebt sich aus der Geschichte der Spaltung Deutsch-
lands riesengroß die Sc huld de r drei Wes t m ä c h t·e 
und der Bundesregierung unter Konrad Aden­
auer, die, na t ion ale r Ver a n t W 0 r tun g bar, quer 
durch Deutschland und die deutschen Familien Gräben und 
Sperrmauern gezogen und in Westdeutschland die 1945 von 
allen verdammte deutsche MadJ.t- und Eroberungspoli tik zu 
ne uem Leben e rweckt haben. 

Verheißungsvoll aber steht vor uns auch ein neu e s 
Deutschland, die D e u t s ehe Dem 0 k rat i s ehe Re­
pub I i k I eine Bastion des Friedens und des Sozialismus, die 
trotz allem, was geschehen ist, der gesamten Nation eine neue 
Hoffnung gibt und einen festen Rückhalt im Kampf für die 
Wiederherstellung der nationalen Einhei t una die Erhaltung 
des Friedens. 

"Die Nationale FTont des demokratischen Deutschland kennt 
k eine geschlossene Tür. Jeder ist willkommen. Alle Deutschen 
guten Willens in der D eutschen Demokratischen Repub lik wie 
i n Westdeutschland rufen w ir auf, ihren Beitrag im Interesse 
der friedlichen Zukunft; einer -einigen deutschen Nation zu 
leisten . 

Niemals mehr soU auf deutschem Boden ein Krieg geführt 
werden. Niemals mehr soll von deutschem Boden ein Krieg 
ausgehen. Niemals mehr sollen andere Völker durch Deutsche 
leiden. Und niemals m ehr solZ die Kriegsjurie deutsche M en­
schen, St ädte und Dörfer v ernichten. 

Ganz Deutschland ein r eiches blühendes Land der fried­
lichen Arbeit! Stolz und Freude für seine Bürger und geachtet 
unter den V ölkern! - Danach zu streben, dafü r zu arbeiten 
und zu kämpfen - das i st die Aufgabe der D eu tschen Demo­
kratischen Republi k , ihrer Bürger und a Z I e r friedliebenden 
Deutschen!" 

(.Dle gesmldlfllche A ufgabe der DDR und dfe Zukunft Deu/sm/ands") 

54) Eine Zusammens tellung w estdeutsdler Stimmen gegen die Aden aue r· 
Poli tik brachte die . Neue Ze lt· in ihren Ausgaben NT. 69, 87 und 
10511962 , 
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